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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1 . Abgeordneter Was ist der Bundesregierung über das Schicksal des 
Meininghaus Ghanesen David Akwasi Aboagye bekannt, der in 

(SPD) Niedersachsen nicht als Asylant anerkannt worden 

ist und nach seiner Abschiebung in Ghana getötet 
worden sein soll, und ist der Bundesregierung be- 
kannt, daß Ghanesen, die in der Bundesrepublik 
Deutschland als Asylanten abgelehnt werden, wegen 
dieser Tatsache Gefahr laufen, politisch verfolgt zu 
werden? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 20. März 

Unmittelbar nach Presseveröffentlichungen über das Schicksal des 
ghanaischen Staatsangehörigen David Akwasi Aboagye hat das Aus- 
wärtige Amt die Botschaft Accra mit Nachforschungen zur Klärung des 
Sachverhalts beauftragt. 

Von dort wurde am 8. Februar 1984 mitgeteilt, daß über einen Ver- 
trauensanwalt durchgeführte Ermittlungen ergeben haben, daß sich 
weder in dem infrage kommenden Gebiet noch in dem betreffenden 
Zeitraum ein solcher oder ähnlicher Vorfall ereignet hat. Auch ist ein 
unnatürlicher Sterbefall eines Aboagye nicht registriert. 

Mit Bericht vom 24. Februar 1984 teilte die Botschaft Accra mit, der 
Fall des D. A. Aboagye sei durch deutsche Presseberichte auch den 
ghanaischen Behörden bekanntgeworden. Diese hätten daraufhin 
eigene Ermittlungen eingeleitet. Wie Vertreter der Botschaft von Ghana 
am 11. März 1984 gegenüber dem Oberkreisdirektor des Landkreises 
Göttingen wie auch gegenüber der Presse erklärten, haben diese Ermitt- 
lungen ergeben, daß sich D. A. Aboagye noch vor etwa zwei bis drei 
Wochen bei seiner Familie in Juaben/Ghana aufgehalten und sich 
nach Angaben seiner Eltern dann nach Holland begeben hat. 

Dem Auswärtigen Amt sind nach wie vor keine Verhaftungen von 
Asylbewerbern bei ihrer Rückkehr nach Ghana bekannt, die auf der 
Asylantragstellung beruhen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Tragen nach Auffassung der Bundesregierung die 

Werner derzeitigen Regelungen der Beamtenbesoldung dem 

(CDU/CSU) Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 

30. März 1977 über die Alimentation kinderreicher 
Beamter, Richter und Soldaten ausreichend Rech- 
nung? 

3. Abgeordneter Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung 

Werner gegebenenfalls vor, um dem Beschluß des Bundes- 

(CDU/CSU) Verfassungsgerichts vom 30. März 1977 ausreichend 

Rechnung zu tragen? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 9. März 

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 30. März 1977 
verlangt, daß in allen Besoldungsgruppen Beamte mit bis zu zwei Kin- 
dern und solche mit drei und mehr Kindern im Lebensstandard annä- 
hernd gleichgestellt sein müssen. Seit dem 1. Januar 1983 wird das Kin- 
dergeld, das auf den Besoldungsanspruch angerechnet wird, vom zwei- 
ten Kind an bei Überschreitung bestimmter Einkommensgrenzen bis auf 


1 



Drucksache 10/1172 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Sockelbeträge gekürzt. Wegen der Frage, inwieweit hierbei die Kriterien 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts berührt sind, hatte der 
Bundesminister des Innern die aus nicht weisungsgebundenen Fachver- 
tretem bestehende Besoldungskommission des Bundes und der Länder 
mit Untersuchungen beauftragt. Die Besoldungskommission hat am 
30. Januar 1984 einen Bericht vorgelegt, aus dem sich zumindest 
Zweifel ergeben, ob die gegenwärtige Situation der Beamtenfamilien 
mit mehr als zwei Kindern den Anforderungen der verfassungsgericht- 
lichen Entscheidung entspricht. Die Ergebnisse werden zur Zeit geprüft. 


4. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
Pauli den Bau von Regenrückhaltebecken zur Vermin- 

(SPD) derung der Hochwasserkatastrophen voranzutrei- 

ben? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 12. März 

Es ist Aufgabe der Länder, die notwendigen Planungen und erforder- 
lichen Maßnahmen für Hochwasserschutzmaßnahmen, unter die auch 
Hochwasserrückhalteräume fallen, durchzuführen. Die Bundesregierung 
ist bereit, im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Länder bei diesen Auf- 
gaben weiterhin zu unterstützen. 

Von seiten des Bundes sind die notwendigen rechtlichen Rahmenbe- 
dingungen im Wasserhaushaltsgesetz geschaffen worden, um der Hoch- 
wassergefahr zu begegnen. So sollen insbesondere nach § 36 WHG 
wasserwirtschaftliche Rahmenpläne aufgestellt werden in denen auch 
die Erfordernisse des Hochwasserschutzes beispielsweise durch zu- 
sätzliche Rückhalteräume zu berücksichtigen sind. 

Seit mehr als 30 Jahren werden in erheblichem Umfang Bundeszu- 
schüsse für den Bäu von Hochwasserschutzanlagen zur Verfügung ge- 
stellt. Im Jahre 1981 wurden für Maßnahmen zum Ausgleich des 
Wasserabflusses und für Hochwasserschutzmaßnahmen insgesamt 
369 Millionen DM investiert. 1982 waren es — trotz allgemein abneh- 
mender Bautätigkeit gegenüber dem Jahr davor — 454 Millionen DM. 
Daraus wird deutlich, welche große Bedeutung dem Hochwasserschutz 
beigemessen wird. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes“ und im Rahmen der bewilligten Haushaltsmittel Zuschüsse für 
wirkungsvolle Hochwasserschutzm aßnahmen zur Verfügung stellen. 


5. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SPD) 


6. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SPD) 


7. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bund im Bonner Stadtgebiet 
75 Transformatoren mit polychlorierten Biphen ölen 
(PCB) als Kühlmittel betreibt, und kann die Bundes- 
regierung für die in den entsprechenden Bundesein- 
richtungen Beschäftigten, die Besucher und die in 
der unmittelbaren Umgebung Wohnenden jede Ge- 
fährdung durch Ausströmen des bei Unglücksfällen 
möglicherweise entstehenden Seveso-Giftes Dioxin 
und anderer Giftstoffe ausschließen? 

Hat die Bundesregierung alle Sofortmaßnahmen 
gegen die Gefahren der PCB-haltigen Kühlmittel 
getroffen, die vom Arbeitskreis Feuerwehrange- 
legenheiten, Rettungswesen, Katastrophenschutz 
und Zivilverteidigung der Arbeitsgemeinschaft der 
Innenminister am 20. Oktober 1982 beschlossen 
worden sind? 

Hat die Bundesregierung die von dem in Frage 6 
genannten Arbeitskreis vorgesehenen mittelfristigen 
Maßnahmen bereits durchgeführt, oder wann ge- 
denkt sie diese zum Abschluß zu bringen? 
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8. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, das PCB durch un- 
Dr. Ehmke gefährliche Kühlmittel zu ersetzen, und wann 

(Bonn) sollen diese Maßnahmen abgeschlossen sein? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 15. März 

Im Einvernehmen mit dem Innenminister des Landes Nordrhein-West- 
falen beantworte ich die Fragen zusammenfassend wie folgt: 

Nach der grundgesetzlichen Aufgabenverteilung sind die Länder für 
Maßnahmen zuständig zur Abwehr möglicher Gefahren, die in einem 
Brand- oder Explosionsfall von Transformatoren ausgehen können, die 
mit ploychlorierten Bephenylen (PCB) als Kühlmittel gefüllt sind. 

Entsprechend dem Beschluß des Arbeitskreises V „Feuerwehrange- 
legenheiten, Rettungswesen, Katastrophenschutz und Zivel Verteidi- 
gung“ der Arbeitsgemeinschaft der Innenministerien der Bundesländer 
vom 20. Oktober 1982 haben diese daher damit begonnen, durch die 
zuständigen Katastrophenschutzbehörden die Standorte PCB-gekühlter 
Transformatoren zu erfassen und zu kennzeichnen sowie gegebenen- 
falls besondere Alarm- und Einsatzpläne zu erstellen. Sofern sich bei 
dieser Überprüfungsaktion herausstellt, daß bei bestimmten Stand- 
orten bauliche Maßnahmen zur Gefahrenverminderung erforderlich 
sind, ist deren Durchführung ebenfalls von den zuständigen Länder- 
behörden zu veranlassen. 

In Ausführung dieses Beschlusses und auf Grund eines Runderlasses 
des Innenministers des Landes Nordrhein-Westfalen vom 30. Dezem- 
ber 1982 sowie eines gemeinsamen Erlasses des Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales und des Ministers für Landes- und Stadtent- 
wicklung vom 22. Juli 1983 hat die Stadt Bonn alle im Stadtgebiet 
vorhandenen PCB-gekühlten Transformatoren einschließlich der bei 
Bundesbehörden aufgestellten Objekte erfaßt. Ihre Kennzeichnung ist 
nahezu vollständig durchgeführt. 

Auch die als mittelfristige Maßnahme vorgesehene brandschutztechni- 
sche Abtrennung dieser Transformatoren ist in der überwiegenden 
Anzahl der Fälle bereits vollzogen. Dies gilt auch für die im Bundes- 
besitz befindlichen Geräte. 

Nach dem Abschluß aller notwendigen baulichen Maßnahmen, der 
kurzfristig zu erwarten ist, kann davon ausgegangen werden, daß die 
Eintrittswahrscheinlichkeit eines Schadensfalles äußerst gering ist und 
nur ein minimales Restrisiko verbleibt. 

Obwohl auf Grund der obengenannten Maßnahmen daher eine Gefähr- 
dung der Beschäftigten und der Bevölkerung praktisch ausgeschlossen 
werden kann, beabsichtigen die Bundesbehörden, langfristig die PCB- 
Kühlmittel der im Bundeseigentum stehenden Transformatoren durch 
ungefährliche Stoffe zu ersetzen. Die genaue Festlegung der Austausch- 
stoffe ist noch nicht erfolgt. Sofern die hierfür beantragten Haushalts- 
mittel bereitgestellt werden, soll mit dem Austausch voraussichtlich 
1985 begonnen werden. 


9. Abgeordneter 

Hoffmaim 

(Saarbrücken) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung dafür soigen, daß zum 
1. Januar 1985 der Europapaß für Bürgerinnen und 
Bürger der Bundesrepublik Deutschland eingeführt 
wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 16. März 


Die Bundesregierung kann gegenwärtig keinen genauen Zeitpunkt für 
die Einführung des Europapasses in der Bundesrepublik Deutschland 
angegeben. 

Die Ausgabe des Europapasses erfordert eine Änderung des Paßgesetzes. 
Der vom Bundeskabinett am 13. Juli 1983 verabschiedete Entwurf 
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eines neuen Paßgesetzes ist im Hinblick auf die damals bereits zu er- 
wartende Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Volks- 
zählungsgesetz nicht dem Bundesrat zugeleitet worden. Nach einem 
Beschluß , der Ständigen Konferenz der Innenminister der Länder vom 
13. Januar 1984 sollen die zuständigen Arbeitskreise der Innenmini- 
sterkonferenz bis zum 1. Mai 1984 einen Zwischenbericht zu den Aus- 
wirkungen dieses Urteils auf den Sicherheitsbereich, insbesondere 
Personalausweis-, Paß- und Melderecht, geben. Dem Bundesminister 
des Innern obliegt die federführende Koordinierung. 

Zur Zeit wird geprüft, ob unter Aufnahme von Gesichtspunkten aus 
dem Volkszählungsgesetzurteil und von Hinweisen der Datenschutz- 
beauftragten Regelungen im Sinne einer zusätzlichen Datenschutz- 
freundlichkeit in das Personalausweisgesetz und den Entwurf des neuen 
Paßgesetzes aufgenommen werden sollen. Das Ergebnis dieser Prüfung, 
das auch Auswirkungen auf den Entwurf des Paßgesetzes haben kann, 
bleibt abzuwarten. 

Bei dieser Sachlage kann derzeit über den Fortgang der Behandlung 
des Entwurfs eines neuen Paßgesetzes, mit dem die Rechtsgrundlage 
für die Einführung des Europapasses geschaffen werden soll, noch 
nicht entschieden werden. 


10. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die 
Seehofer Abgasentgiftung bei gebrauchten Personenkraftwa- 

(CDU/CSU) gen mit einem realistischen Kosten-Nutzen-Ver- 

hältnis zu lösen? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 19. März 

Wird unter der Nachrüstung von Altfahrzeugen verstanden, gleiche 
Abgasgrenzwerte wie für die neuen umweltfreundlichen Autos zu er- 
reichen, heißt die Antwort nein. Allein aus technischen Gründen ist 
eine Umrüstung der meisten Fahrzeuge nicht möglich. 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung gibt es z. Z. auf dem 
Markt kein wirksames serienreifes und kostengünstig nachrüstbares 
System zur Schadstoffverminderung bei Altfahrzeugen. 

Die Bundesregierung läßt daher in einem Forschungsvorhaben prüfen, 
inwieweit Verminderungen des Schadstoff au sstoßes insbesondere für 
Stickoxide bei Altfahrzeugen durch nachträgliche technische Maßnah- 
men wie z. B. Abgasrückführung möglich sind. 


1 1. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu einer solchen Um- 
Seehofer rüstung gebrauchter Personenkraftwagen nicht 

(CDU/CSU) durch Gesetz, sondern durch Anreize auf Grund 

öffentlicher Förderungsmodelle? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 19. März 

Über eine finanzielle Förderung einer solchen Umrüstung für Altfahr- 
zeuge kann erst nach Vorlage eines entsprechenden ^technischen Kon- 
zeptes entschieden werden. 


12. Abgeordneter 
Seesing 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe sieht die Bundesregierung für das 
weitere Ansteigen der Rauschgiftkriminalität im 
Grenzkreis Kleve (426 Fälle in 1983, 9 v. H. aller 
in Nordrhein-Westfalen registrierten Fälle; elf Dro- 
gentote gegenüber zwei im Jahre 1982), und welche 
Möglichkeiten gibt es, die örtlichen Behörden sei- 
tens des Bundes in der Bekämpfung des Drogen- 
handels zu unterstützen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 19. März 

Der Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen hat mir mitgeteilt, 
daß 1983 in Kleve 426 und in Nordrhein-Westfalen insgesamt 17 518 
Rauschgiftfälle bekanntgeworden sind. Der Anteil der Rauschgiftfälle 
in Kleve betrage daher nicht 9 v. H., sondern 2,43 v. H. aller in Nord- 
rhein-Westfalen registrierten Fälle. 

Darüber hinaus hat mir der Innenminister des Landes Nordrhein-West- 
falen die nachstehende Stellungnahme des für die Bekämpfung der 
Rauschgiftkriminalität im Grenzkreis Kleve zuständigen Oberkreis- 
direktors übermittelt: 

„Die Grenzlänge im Kreispolizeibezirk Kleve zu den benachbarten 
Niederlanden beträgt ca. 120 Kilometer. Die bekannte Verfügbarkeit 
illegaler Drogen dort und die damit für hiesige Rauschgiftkonsumenten 
und Dealer verbundene ,, Griffnähe“ illegaler Drogen ist ein Faktor 
für die Bemessung der Größenordnung der hier festgestellten Rausch- 
giftkriminalität. 

Der für 1983 festgestellte Anstieg auf 426 Fälle ist ausschließlich auf 
die Intensivierung polizeilicher Maßnahmen zurückzuführen. Bei der 
Staatsanwaltschaft Kleve wurden 1983 insgesamt 1 545 Straf ermitt- 
lungsverfahre n wegen des Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz 
eingeleitet. Es wurden 374 Personen in Untersuchungshaft genommen. 
Diese Zahlen beziehen sich auf den Kreispolizeibezirk Kleve und ent- 
halten darüber hinaus die Strafverfahr^, die von Zoll- und Bundes- 
grenzschutzdienststellen der Staatsanwaltschaft Kleve zugeleitet worden 
sind. 

Die Notwendigkeit der. Intensivierung polizeilicher Maßnahmen ist 
durch Erkenntnisse aus und über die hiesige Drogenszene begründet. 
Zunehmend wurde auch festgestellt, daß Personen aus anderen Städten 
und Bundesländern nach hier in den grenznahen Bereich kommen, um 
sich mit Drogen für den Eigenbedarf bzw. den Weiterverkauf einzu- 
decken. 

Die Zunahme der Zahl an Drogentoten in meinem Bereich ist vermut- 
lich auf den Konsum von Heroin mit einem besonders hohen Wirkstoff- 
gehalt zurückzu führen. Mitte 1983 wurde hier Heroin mit einem Gehalt 
von ca. 80 V. H. festgestellt. In der Zeit vom 23. Juli bis 27. August 1983 
kam es zu vier Todesfällen. Von den hier registrierten elf Rauschgift- 
toten ver starben zwei im Ausland. 

Die Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität habe ich in den vergan- 
genen Jahren ständig intensiviert. Unter Berücksichtigung der Mitte 

1983 hier gewonnenen Erkenntnisse habe ich die Bekämpfung der 
Rauschgiftkriminalität durch geeignete Maßnahmen sofort verstärken 
lassen und (organisatorisch) zusätzlich mit Wirkung vom 1. Janauar 

1984 ein Kommissariat mit einer Stärke von acht Beamten zur Be- 
kämpfung dieser Kriminalität eingerichtet. In den Monaten Januar und 
Februar 1984 wurden durch diese Dienststelle bereits 220 Strafverfah- 
ren wegen Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz eingeleitet. Bei 
der Staatsanwaltschaft Kleve wurden in diesem Zeitraum bereits 592 
Strafverfahren (Zunahme von 48 v. H. gegenüber Januar/ Februar 1983) 
anhängig. Gegen 143 Personen wurde die Untersuchungshaft angeord- 
net. 

Die Zusammenarbeit mit den Behörden des Bundes (Zoll, Bundes- 
grenzschutz) in meinem Bericht ist als sehr positiv zu bezeichnen.“ 

Soweit Sie nach den Möglichkeiten einer Unterstützung der örtlichen 
Behörden seitens des Bundes fragen, darf ich auf folgendes hinw eisen: 

Das Bundeskriminalamt unterstützt die Länderpolizeien bei der Rausch- 
gift bekämpf ung generell durch Ermittlungen im Rahmen seiner origi- 
nären Zuständigkeit und im Rahmen seiner Zentralstellenfunktion 
durch intensive Auswertung der angefallenen polizeilichen Erkennt- 
nisse. In Zusammenarbeit mit den Niederlanden hat das Bundtskrimi- 
nalamt die Rauschgift zu fuhr in Form des international organisierten 
Rauschgifthandels aus bzw. über die Niederlande in die Bundesrepublik 
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Deutschland einzuschränken versucht und dabei beachtliche Erfolge 
erzielen können. 

Der überwiegende Teil der im Grenzkreis Kleve festgestellten Rausch- 
giftdelikte ist jedoch dem sogenannten ,, Ameisenverkehr“ - Versor- 
gungsfahrten von Konsumenten zur Deckung des Eigenbedarfs in die 
Niederlande — zuzuordnen. Die Bekämpfung dieser grenzüberschrei- 
tenden Rauschgiftkriminalität gehört zu den vorrangigen Aufgaben 
von Bundesgrenzschutz und Zoll. Die Aufgriffe konnten im Jahre 1983 
gegenüber dem Vorjahre erheblich gesteigert werden. Die Grenzschutz- 
ämter, besonders das Grenzschutzamt Kleve und die Zollämter, arbeiten 
dabei eng mit den örtlichen Polizeidienststellen zusammen. Wie Sie 
der Stellungnahme des Oberkreisdirektors Kleve entnehmen können, 
findet diese Zusammenarbeit auch aus dortiger Sicht Anerkennung. 


13. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Sudan 
Christen wegen ihres Glaubens verfolgt werden und 
deshalb hier bei uns Zuflucht suchen, und wie ver- 
hält sich die Bundesregierung gegenüber solchen 
Asylsuchenden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 20. März 

Nach Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes hat jeder Ausländer, 
der in seiner Heimat Verfolgungen wegen seiner Religion ausgesetzt ist, 
einen Anspruch auf Anerkennung als Asylberechtigter. Ob die Aner- 
kennungsvoraussetzungen im Einzelfall gegeben sind, prüfen und ent- 
scheiden weisungsunabhängige Bedienstete des Bundesamtes für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge. 

Bis zur Einführung der Scharia im September 1983 waren unter den 
Asylbewerbern aus dem Sudan gelegentlich Angehörige der christlichen 
Religion aus dem Süden des Landes. Soweit sie sich auf ihre Religions- 
zugehörigkeit als Verfolgungsgrund beriefen, führte dies nach den Er- 
kenntnissen des Bundesamtes nicht zu einer Anerkennung als Asylbe- 
rechtigter, da eine asylrechtlich relevante Benachteiligung der christ- 
lichen Minderheit im Sudan nicht festzustellen war. Christen hatten 
Zugang zu öffentlichen Ämtern und waren im Wirtschaftsleben einge- 
gliedert. Auch die Islamisierungstendenzen führten nicht dazu, daß 
eine Verfolgung wegen des christlichen Glaubens angenommen werden 
konnte. Die Verfassung des Sudan sieht zwar den Islam als Staatsreli- 
gion vor, erwähnt aber auch ausdrücklich Staatsangehörige christlichen 
Bekenntnisses. 

Nach Einführung der Scharia sind beim Bundesamt erst drei Personen 
christlichen Glaubens aus dem Sudan als Asylbewerber in Erscheinung 
getreten, über deren Anträge noch nicht entschieden ist. 

Neuesten Erkenntnissen des Bundesamtes zufolge soll aber das islami- 
sche Recht nicht mehr für Christen aus dem Süden des Landes Anwen- 
dung finden. Auch dies zeigt, daß von einer Verfolgung aus religiösen 
Gründen generell nicht gesprochen werden kann. 


14. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Wieder- 
Duve V aufbereitungsanlage „Windscale‘7Großbritannien 

(SPD) große Mengen radioaktiver Abfälle ins Meer ablei- 

tet, die zu einer erheblichen Belastung der Nord- 
see mit radioaktiven Stoffen führen, und welche 
Schritte unternimmt sie, um Großbritannien zur 
Reduzierung dieser radioaktiven Einleitungen zu 
bewegen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 21. März 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Wiederaufbereitungsanlage 
,,Windscale‘7Großbritannien radioaktive Stoffe ins Meer ableitet. Die 
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Belastung der Nordsee mit radioaktiven Stoffen wird im Rahmen der 
allgemeinen Umweltradioaktivitätsüberwachung erfaßt. 

Die vom Deutschen Hydrographischen Institut, Hamburg, durchge* 
führten Messungen werden regelmäßig im Jahresbericht „Umweltradio- 
aktivität und Strahlenbelastung“ publiziert. Die Zufuhr von Cäsium 
(Cs) 137 und Strontium (Sr) 90 in die Nordsee im Bereich der Orkney 
Inseln im Norden (Ausmaß von Windscale) hat sich gegenüber den 
Vorjahren leicht verringert. Das Gesamtverteüungsbild der künstlichen 
Radionuklide Cs 137, Sr 90, Plutonium (Pu) 239 und 240 in der 
Nordsee hat sich nicht verändert. Die in der Nordsee gemessenen 
Konzentrationen radioaktiver Stoffe sind so geringfügig, daß gesund- 
heitliche Gefahren für den Menschen nicht zu besorgen sind. 

Im Rahmen büateraler Beziehungen mit Großbritannien ist die Bundes- 
regierung über bereits vollzogene und geplante Maßnahmen zur Redu- 
zierung der Abgaberaten radioaktiver Stoffe in Windscale unterrichtet 
worden. So werden zur Zeit erhebliche Anstrengungen unternommen, 
um die Abgaberaten von Cs 137 und Pu 239 und 240 weiter zu redu- 
zieren. 

15. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung den Grundsatz, 
Duve daß existierende und neue Wiederaufbereitungs- 

(SPD) anlagen nach dem neuesten Stand der Technik 

ausgerüstet sein sollten, um eine optimale Verrin- 
gerung der radioaktiven Verschmutzung zu errei- 
chen, und ist sie bereit, einen solchen Grundsatz 
bei der Sitzung der Arbeitsgruppe der Pariser Kon- 
vention vom 26. bis 29. März 1984 zu vertreten 
mit dem Ziel, daß dieser Grundsatz Bestandteil 
der Pariser Konvention wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 21. März 

Die Bundesregierung wird bei der Sitzung der Technischen Arbeits- 
gruppe der Pariser Kommission den Standpunkt vertreten, daß auch 
beim Betrieb von Wiederaufbereitungsanlagen alle nach den internatio- 
nalen Regeln des Strahlenschutzes erforderlichen Maßnahmen getroffen 
werden, um die Verschmutzung des Meeres durch radioaktive Stoffe zu 
verhüten. Ob es zur Gewährleistung dieses Zieles über die bestehende 
Regelung in der Pariser Konvention hinaus einer Ergänzung dieser Kon- 
vention oder anderer Maßnahmen bedarf, wird sich erst nach weiteren 
Beratungen beurteÜen lassen. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Motoren bei 
Benzinbetrieb — im Gegensatz zu dem Betrieb mit 
Autogas — die Umwelt ca. fünfhundertmal höher 
mit Schwefelrückständen belasten und daß sich 
dieses Verhältnis bei Dieselmotoren um weitere 
300 V. H. verschlechtert, und wenn ja, wie beurteüt 
die Bundesregierung dann die Ausstattung von 
Fahrzeugparks der öffentlichen Hand mit Diesel- 
fahrzeugen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 21. März 

Flüssiggas ist ein schwefelfreier Brennstoff. Im Benzin sind trotz weit- 
gehender Entschwefelung noch sehr geringe Mengen an Schwefel ent- 
halten. Im Mittel liegt der Schwefelgehalt unter 0,05 Gew. v. H. Der 
Schwefelgehalt im Dieselkraftstoff ist in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf 0,30 Gew. v. H. begrenzt. Der Anteil der SO 2 -Emissionen aus 
Dieselkraftstoff an der Gesamt-S02 -Emission in der Bundesrepublik 
Deutschland liegt bei knapp 2 v. H. Ziel der Bundesregierung ist eine 
Halbierung des Schwefelgehaltes im Dieselkraftstoff. Die Bundesre- 
gierung beabsichtigt daher, auf eine Änderung der entsprechenden 


16. Abgeordneter 
Dr. Klejdzinski 
(SPD) 


7 




Drucksache 10/1172 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


EG-Richtlinie über den Schwefelgehalt im Dieselkraftstoff zu drängen, 
um eine EG-weite Absenkung des Schwefelgehaltes zu erreichen. 

Bei der Bewertung der Umweltverträglichkeit des Dieselmotors sind 
neben dem geringen Ausstoß an Schwefeldioxid auch die anderen 
Schadstoffe wie Kohlenwasserstoffe, Kohlenmonoxid und vor allem 
die Stickoxide mit zu berücksichtigen. Hier sind die Emissionen der 
mit Benzin, aber auch' mit Flüssiggas betriebenen heutigen Personen- 
kraftwagen erheblich höher als die entsprechender Dieselfahrzeuge. 

Ziel der Bundesregierung ist deshalb die schnelle Einführung des um- 
weltfreundlichen Autos, d. h. von Fahrzeugen, die den US-Abgasgrenz- 
werten entsprechen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


17. Abgeordneter Wann beabsichtigt die Bundesregierung einen Ge- 
Gobrecht setzentwurf vorzulegen, der dem Beschluß des Bun- 

(SPD) desverfassungsgerichts vom 26. März 1980 zur Be- 

steuerung von Alterseinkommen Rechnung trägt? 


18. Abgeordneter Welcher der von der Sachverständigenkommission 
Gobrecht „Alterssicherungssystem“ entwickelten drei Lö- 

(SPD) sungsmöglichkeiten gibt die Bundesregierung den 

Vorzug? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. März 

Das Bundesverfassungsgericht hat in der von Ihnen erwähnten Entschei- 
dung vom 26. März 1980 (BStBl. II 1980 S. 545) dem Gesetzgeber für 
die erforderlichen gesetzgeberischen Maßnahmen keine Frist gesetzt. 
Die Bundesregierung prüft zur Zeit, welche Lösungsmöglichkeiten zur 
Behebung der vom Bundesverfassungsgericht festgestellten Unstimmig- 
keiten bei der Besteuerung von Alterseinkünften bestehen. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt läßt sich nicht sagen, ob einer und gege- 
benenfalls welcher der drei von der Sachverständigenkommission ,, Al- 
tersicherungssysteme“ vorgestellten Lösungsmöglichkeiten der Vor- 
zug zu geben ist. Auch eine Aussage darüber, wann ein Gesetzentwurf 
vorgelegt werden wird, ist noch nicht möglich. 


19. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


Wie hoch lag im Jahr 1983 die Anzahl der Auszu- 
bildenden im mittleren Zollinnendienst, wie hoch 
ist der Anteil der Frauen und wieviel Auszubildende 
wurden im Jahr 1984 eingestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. März 

Ende 1983 waren 305 Nachwuchskräfte, davon 131 Beamtinnen 
(= 43 V. H.) in der Ausbildung für den mittleren Binnenzolldienst 
(ohne Zollverwaltung Berlin). Davon sind 72 Anwärterinnen und 
107 Anwärter im Jahr 1983 neu in die Ausbildung eingetreten. 1984 
werden voraussichtlich 75 Einstellungen möglich sein. Die Auswahl- 
verfahren sind noch nicht abgeschlossen. 


20. Abgeordnete Wie viele Frauen beschäftigte die Bundesfinanzver- 
Frau waltung im einfachen, mittleren, gehobenen und 

Dr. Däubler- höheren Zolldienst in den Jahren 1982 und 1983? 

Gmelin 
(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 21. März 


Beamtinnen der Bundeszollverwaltung mit abgeschlossener Laufbahn- 
ausbildung 


Laufbahngruppe 

Dezember 1982 

Dezember 1983 

einfacher Dienst 

l 

1 

mittlerer Dienst 

164 

247 

gehobener Dienst 

809 

912 

höherer Dienst 

20 

24 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


2 1 . Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


Wie hoch waren in den Jahren 1971 bis 1983, nach 
den einzelnen Jahren aufgeteilt, die Wachstums- 
raten der Volkswirtschaft (des Bruttosozialpro- 
dukts)? 


22. Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


Wie hoch waren während dieser Zeit die Produk- 
tivitätsraten der Volkswirtschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 16. März 

Die jährlichen Veränderungsraten des Bruttosozialprodukts und der ge- 
samtwirtschaftlichen Produktivität (Bruttoinlandsprodukt in konstan- 
ten Preisen je Erwerbstätigen) sind in der nachfolgenden Tabelle aufge- 
führt: 



Bruttosozialprodukt 

Bruttoinlandsprodukt 

Erwerbstätigen 


- in konstanten Preisen — 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v. H. 

1971 

3,2 

2.5 

1972 

4,1 

4,4 

1973 

4,6 

3,8 

1974 

0,5 

1,9 

1975 

- 1,6 

1,2 

1976 

5,6 

6,4 

1977 

2,8 

3,2 

1978 

3,5 

2,5 

1979 

4,0 

2,8 

1980 

1,9 

0,8 

1981*) 

-0,3 

0,8 

1982*) 

- 1,1 

0,8 

1983*) 

1,3 

2,7 


♦) Vorläufiges Ergebnis 

23. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Wettbewerbs- 
Kretkowski Situation in der bundesdeutschen Stahlbauindustrie 

(SPD) vor dem Hintergrund, daß zunehmend Aufträge für 

Stahlhochbauten und Kraftwerke zur Fabrikation 
in Ostblockstaaten - vor allem in die DDR und die 
Volksrepublik Polen — vergeben, dort mit staat- 
lichen Subventionen und erheblich niedrigerem 
Lohnaufwand gefertigt und dann von deren Mitar- 
beitern in der Bundesrepublik Deutschland mon- 
tiert werden, und sieht die Bundesregierung Mög- 
lichkeiten, die dadurch entstehenden Wettbewerbs- 
verzerrungen zu beseitigen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 16. März 

Nach den statistischen Unterlagen des Bundesamts für gewerbliche Wirt- 
schaft beliefen sich die Bezüge von Stahlbauerzeugnissen aus der DDR 
1982 auf 35,5 Millionen VE. 1983 gingen sie um 22 v. H. auf 27,7 Mil- 
lionen VE zurück. Damit liegen die Bezüge bei einem Prozent unserer 
Inlandsversorgung. Von der Quantität her sind daher keine Störungen 
zu befürchten. 

Sollten sich Anhaltspunkte dafür ergeben, daß Stahlbauerzeugnisse zu 
Preisen und in Mengen geliefert werden, die zu einer erheblichen Schä- 
digung der betroffenen Wirtschaftszweige führen, so kann beim Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft die Durchführung eines Preisprüfungsver- 
fahrens beantragt werden. 

Die Einfuhren aus der Volksrepublik Polen bei Halfen- und Gerüst- 
konstruktionen sind seit Jahren nahezu konstant und bewegen sich auf 
sehr niedrigem Niveau (weniger als 0,5 v. H. der Inlandsversorgung). 

Die Inanspruchnahme von Montageleistungen der DDR ist in allge- 
meiner Form genehmigt. Die Montagearbeiter aus der DDR sind Deut- 
sche. Sie bedürfen daher keiner Arbeitserlaubnis mach Maßgabe des 
Arbeitsförderungsgesetzes. Für Montagearbeiten durch Ausländer gilt 
das Prinzip des Vorrangs deutscher und ihnen rechtlich gleichgestellter 
ausländischer Arbeitnehmer (§ 19 Arbeitsförderungsgesetz). 


24. Abgeordneter 

Hoffmann 

(Saarbrücken) 

(SPD) 


Welche Informationen sind der Bundesregierung 
über Waffenlieferungen und Waffenproduktionspa- 
tente bundesdeutscher Unternehmen bekannt, die 
im Zusammenhang mit dem Krieg zwischen Iran/ 
Irak stehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 21. März 

Seit Ausbruch der bewaffneten Auseinandersetzungen wurden für 
Lieferungen von Kriegswaffen nach Irak und Iran keine Genehmi- 
gungen erteilt. 

Der Bundesregierung sind keine Informationen über Waffenproduk- 
tionspatente bundesdeutscher Unternehmen bekannt, die im Zusam- 
menhang mit den militärischen Auseinandersetzungen zwischen dem 
Iran und dem Irak stehen. 


25. Abgeordneter 

MÜz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Stufenausbildung 
im Bauhandwerk in der Weise zu ändern, indem die 
Lehrlinge mehr als bisher während ihrer Ausbildung 
die Gelegenheit erhalten, die Praxis besser kennen- 
zulernen und mehr Zeit für die betriebliche Aus- 
bildung erhalten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 20. März 

Die Bundesregierung ist bereit, die Stufenausbildungsordnung für die 
Bauwirtschaft - sowohl für das Bauhandwerk wie für die Bauindu- 
strie - in Richtung eines stärkeren Bezuges zum gewählten Einzelberuf 
und zur betrieblichen Ausbildung zu ändern. Soweit der Bundesregie- 
rung bekannt, zielen die Vorstellungen der Sozialpartner für eine Über- 
arbeitung der Stufenausbildung in diese Richtung. 

Die Sozialpartner haben die baldige Übermittlung einvernehmlich er- 
mittelter Eckwerte für die Überarbeitung der Stufenausbildung ange- 
kündigt. Diese Eckwerte möchte die Bundesregierung abwarten. 
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26. Abgeordneter Was versteht die Bundesregierung unter einem 

Dr. Struck „selbsttragenden Aufschwung“ und woran mißt 

(SPD) sie, ob ein solcher Aufschwung vorliegt oder nur ein 

, »normaler“ Konjunkturaufschwung innerhalb eines 

auf einige Jahre beschränkten Konjunkturzyklus? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 20. März 

Unter einem selbsttragenden Aufschwung versteht die Bundesregierung 
eine gesamtwirtschaftliche Aufwärtsentwicklung, die von autonomen 
Wachstumskräften in der Wirtschaft vorangetrieben wird und die des- 
halb nicht künstlich durch staatliche Nachfragestimulierung - unter 
Inkaufnahme erheblicher Nachteile — in Gang gehalten werden muß. 
Dabei nimmt die private Investitionstätigkeit als Träger von Fortschritt 
und Innovation und als Schlüsselgröße für mehr Beschäftigung natur- 
gemäß die Führungsrolle ein. Mit der Charakterisierung einer konjunk- 
turellen Expansion als ,, selbsttragend“ ist andererseits noch nichts 
über die Länge eines solchen Prozesses ausgesagt. 

Das Gesamtbild der aktuellen Konjunkturindikatoren spricht dafür, 
daß die derzeit in Gang befindliche konjunkturelle Aufwärtsbewe- 
gung sich bereits gut ein Jahr nach Überwindung der langanhaltenden 
Rezession in einem selbsttragenden Aufschwung befindet. Dabei ist 
die weitere wirtschaftliche Entwicklung nicht frei von Risiken (länger 
anhaltende Tarif-Auseinandersetzungen um die Einführung einer 35- 
Stunden-Woche, internationale Konjunkturentwicklung). Wenn es in 
diesem Zusammenhang nicht zu zusätzlichen gravierenden Belastun- 
gen kommt, besteht durchaus die Chance, daß die in Gang befindliche 
Aufwärtsbewegung länger ausfallen könnte als in entsprechenden Kon- 
junkturphasen der Vergangenheit, 

27. Abgeordneter Welchen Einfluß auf einen selbsttragenden Auf- 

Dr. Struck schwung in der Bundesrepublik Deutschland hat die 

(SPD) Einschätzung des Bundeswirtschaftsministers, daß 

der konjunkturelle Aufschwung in den USA nicht 

als dauerhaft gesichert anzusehen sei? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 20. März 

Angesichts der hohen Exportabhängigkeit der deutschen Wirtschaft 
spielt selbstverständlich auch die weitere weltwirtschaftliche Ent- 
wicklung für die Einschätzung der Konjunkturperspektiven in der 
Bundesrepublik Deutschland ein wichtige Rolle. Dabei kommt dem 
Konjunkturverlauf in den USA, der weitaus größten westlichen Volks- 
wirtschaft, sicherlich Bedeutung zu. Die amerikanische Wirtschaft hat 
sich bis zuletzt kräftig belebt, wovon auch der Welthandel insgesamt 
deutlich profitiert hat. Hinsichtlich der Dauerhaftigkeit des Konjunk- 
turaufschwungs in den USA bestehen jedoch nach wie vor gewisse 
Unsicherheiten. Diese liegen vor allem in dem hohen Defizit des US- 
Bundeshaushalts begründet, das zu dem nach wie vor sehr hohen 
Zinsniveau in den vereinigten Staaten beiträgt. Wegen der engen inter- 
nationalen Verflechtung der Kapital- und Devisenmärkte könnten der 
Weltwirtschaft hieraus neue Belastungen erwachsen. In Anbetracht 
dieser Tatsache kommt es für die Bundesrepublik Deutschland umso 
mehr darauf an, sich durch eigene Anstrengungen von den Entwick- 
lungen in den USA so unabhängig wie möglich zu machen. Dies ist in- 
zwischen wenigstens teilweise gelungen, wie die bis Mitte März 1984 
auf 4 V 2 Punkte wieder angewachsene Differenz zwischen der Rendite 
von Staatsanleihen in den Vereinigten Staaten von Amerika und der 
Bundesrepublik Deutschland zeigt. 


28. Abgeordneter 
KeUer 
(CDU/CSU) 


In welchen Ländern der EG und in welchem Um- 
fang wird die Textilindustrie durch sektorale Bei- 
hilfen subventioniert? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 21. März 


Die EG-Kommission hat im vergangenen Jahr die Verlängerung des 
belgischen Claes-Plans für 1983 sowie der Durchführung eines neuen 
niederländischen Beihilfeprogramms in der Textü- und Bekleidungs- 
industrie zugestimmt. Sie hat Anfang 1984 die Verlängerung des 
italienischen Beihilfeplans im Rahmen des allgemeinen Förderpro- 
gramms Nr. 675/77 für das laufende Jahr genehmigt. Die EG-Kom- 
mission führt außerdem Verhandlungen mit der französischen Regie- 
rung über eine befristete Verlängerung eines Entlastungsprogramms 
im Sozialversicherungsbereich. 

Zum Sachstand im einzelnen: 

1. Belgien 

Die belgische Regierung hatte 1982 ein sehr weitgehendes Unter- 
stützungsprogramm (Claes-Plan) zugunsten der Textil- und Beklei- 
dungsindustrie durchgeführt. Das Beihilfevolumen belief sich auf 

6.8 Milliarden BF (360 Millionen DM). Dieser Plan sah im wesent- 
lichen vor, daß Unternehmen für Umstrukturierungsmaßnahmen 
bei einer Eigenbeteiligung von mindestens 30 v. H. Kredit hüfen 
in Form einer staatlichen Beteiligung von bis zu 45 v. H. und in 
Form staatlicher Darlehen von bis zu 30 v. H. mit einer Zinssub- 
vention in Höhe von 7 v. H. für maximal fünf Jahre erhalten konn- 
ten. Gegen die Genehmigung dieses Plans durch die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften hat die Bundesregierung vor 
dem Europäischen Gerichtshof Klage erhoben. 

Der Claes-Plan wurde 1983 in modifizierter Form verlängert. Das 
Fördervolumen betrug 4 Milliarden BF (200 Millionen DM), von 
denen jedoch 1 Milliarde BF auf nachträgliche Genehmigungen des 
Vorjahres entfielen. Weitere Einschränkungen ergaben sich dadurch, 
daß zahlreiche hochsensible Bereiche herausgenommen (insbeson- 
dere die Teppichindustrie) und in anderen Sektoren die Einzelge- 
nehmigungspflichten ausgeweitet wurden. Es wurde außerdem auf 
Kredithilfen in Form von Staatsbeteiligungen verzichtet. 

2. Niederlande 

Die EG-Kommission hat am 21 . Dezember 1983 den von der nieder- 
ländischen Regierung am 1. Juli 1983 vorgelegten Beihilfeplan zu- 
gunsten weiter Teile der Textil- und Bekleidungsindustrie in modi- 
fizierter Form genehmigt. Es handelt sich dabei um das fünfte 
Unterstützungsprogramm in den Sparten Baumwolle, Kunstseide, 
Leinen und Jute sowie um das dritte zugunsten der Wollindustrie 
seit 1975. 

Der modifizierte Plan hat bei einer Laufzeit von fünf Jahren ein 
Beihilfevolumen von 65 Millionen Gulden (60 Millionen DM); 
etwa 23 v. H. der Fördermittel (15 Millionen Gulden) dienen der 
Unterstützung von Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten. Den 
Unternehmen stehen außerdem Kredite zu Marktkonditionen 
(150 Millionen Gulden) sowie Bürgschaften (100 Mülionen Gulden) 
zur Verfügung. 

Die Investitionsbeihilfe beläuft sich auf 20 v. H. (in Ausnahmefällen 
25 V. H.). Sie wird grundsätzlich nur für Umstrukturierungsmaßnah- 
men gewährt. Verschiedene hochsensible Bereiche sind von der Bei- 
hilf ege Währung ausgenommen; in anderen Sektoren besteht eine 
Notifizierungspflicht. Es ist außerdem ein Kumulierungsverbot mit 
anderen allgemeinen bzw. speziellen Beihilfen vorgesehen. 

3. Frankreich 

Die französische Regierung hat sowohl 1982 (Fördervolumen 

1.9 Milliarden FF = rund 660 MÜlionen DM) als auch 1983 (Bei- 
hilfeumfang 1,2 Milliarden FF = ca. 400 Millionen DM) Entla- 

. stungsmaßnahmen im Sozialversicherungsbereich zugunsten der 
Textü- und Bekleidungsindustrie durchgeführt. 
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Die EG-Kommission hat dieses Beihilfeprogramm als für nicht ver- 
einbar mit dem Gemeinsamen Markt erklärt. Der EuGH hat einer 
entsprechenden Klage der EG-Kommission stattgegeben. Auf Grund 
dieses Urteils des Europäischen Gerichtshofs stellte die französische 
Regierung ihre Unterstützungsmaßnahmen vorübergehend ein. 

Die EG-Kommission hat der französischen Regierung inzwischen 
mitgeteÜt, unter welchen Voraussetzungen sie einer befristeten 
Fortführung des Entlastungsprogramms zustimmen könne (Degres- 
sivität der Fördermaßnahmen, Kapazitätsreduzierungen, Heraus- 
nahme hochsensibler Bereiche, Ausweitung der Notifizierungs- 
pflichten, Kumulierungsverbot mit anderen Beihilfen). Eine end- 
gültige Stellungnahme der französischen Regierung zu diesen Vor- 
schlägen liegt derzeit noch nicht vor. 

4. Italien 

Die italienische Regierung stellte im Rahmen des allgemeinen Förder- 
programms Nr. 675/77 der einheimischen Textil- und Bekleidungs- 
industrie rund 230 Millionen DM für Umstrukturierungsmaßnahmen 
zur Verfügung. Verschiedene hochsensible Bereiche wurden jedoch 
grundsätzlich von der Förderung ausgeschlossen, für andere Sek- 
toren wurde außerdem eine Notifizierungspflicht vorgesehen. Es 
existiert außerdem ein generelles Kumulierungsverbot mit anderen 
Beihilfen. Obwohl der Beihilfeplan nach vorliegenden Informa- 
tionen von den Unternehmen im abgelaufenen Jahr nur in gerin- 
gem Umfang in Anspruch genommen wurde, ist der Plan vor kurzem 
verlängert worden. Das Fördervolumen soll erneut etwa 230 Millio- 
nen DM betragen. 


29. Abgeordneter 
KeUer 
(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, damit solche 
wettbewerbsverfälschenden und insbesondere die 
deutsche Textilindustrie schädigenden Subventions- 
praktiken unterbunden bzw. abgebaut werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 21. März 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung bezüglich des wettbewerbs- 
verfälschenden Charakters dieser Sektorprogramme. Sie sieht darüber 
hinaus neagtive Auswirkungen auf den weiterhin notwendigen Struk- 
turanpassungsprozeß in der Textil- und Bekleidungsindustrie, zumal 
die deutschen Unternehmen entsprechende Maßnahmen bisher ohne 
staatliche Unterstützung durchgeführt haben. 

Die Bundesregierung hat sich immer entschieden gegen Sektorbeihüfen 
anderer Mitgliedstaaten gewandt. Dies zeigen die nachdrücklichen Stel- 
lungnahmen gegen entsprechende Unterstützungsprogramme anderer 
Mitgliedstaaten, besonders auch die Klage vor dem Europäischen Ge- 
richtshof gegen die Genehmigung des belgischen Textilplans 1982 durch 
die EG-Kommission. 

Die am Jahresende 1983 getroffenen Entscheidungen der EG-Kommis- 
sion zur Genehmigung der niederländischen bzw. zur Verlängerung des 
italienischen Beihilfeplans hat die Bundesregierung zum Anlaß genom- 
men, erneut ihre ablehnende Haltung zum Vorgehen der Kommission 
deutlich zum Ausdruck zu bringen. Sie wird auch zukünftig nicht nach- 
lassen, auf fachlicher und politischer Ebene auf eine Eindämmung der 
sektoralen Subventionspolitik in der Gemeinschaft hinzuwirken. 

Das Urteil zur deutschen Klage gegen die Genehmigung des Claes-Plans 
ist am 20. März 1984 verkündet worden. Der Gerichtshof hat die Kom- 
missionsentscheidung aus verfahrensrechtlichen Gründen aufgehoben 
und insoweit der Klage der Bundesregierung stattgegeben. Das schrift- 
liche Urteil, das der Bundesregierung noch nicht vorliegt, bedarf einer 
eingehenden Analyse. Es wird Bedeutung auch für die künftige Geneh- 
migungspraxis der Kommission haben. 
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Die Bundesregierung ist im übrigen der Auffassung, daß die EG-Kom- 
mission, nicht zuletzt auf Grund unserer ständigen Interventionen, bei 
ihren Entscheidungen inzwischen strengere Maßstäbe als früher zu- 
grunde legt. Diese geänderte Haltung kommt nicht nur in ihren Auf- 
lagen bei der Genehmigung neuer Beihilfeprogramme zum Ausdruck 
(hier sind insbesondere die Herausnahme sensibler Bereiche sowie das 
Kumulierungsverbot mit anderen Subventionen zu erwähnen), sondern 
insbesondere auch in der restriktiveren Auslegung bei Einzelfallge- 
nehmigungen. 


Wie gedenkt die Bundesregierung auf das Aktions- 
programm des Europaparlaments zu reagieren, 
nachdem als kurzfristige Maßnahme zur Entlastung 
der Umwelt der verstärkte Einsatz von Flüssiggas 
als Kraftstoff gefordert wird? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Senator 
für Stadtentwicklung und Umweltschutz in Berlin 
(West) für zunächst 400 Berliner Autofahrer und 
nun für weitere 1 000 Berliner Autofahrer einen 
Zuschuß für die Umrüstung von Kraftfahrzeugen 
auf Flüssiggas bereitgestellt hat, und sieht die Bun- 
desregierung Möglichkeiten, diese Zuschüsse für die 
Umrüstung auf Flüssiggas auch in größerem Rahmen 
für die Bundesrepublik Deutschland und hier vor 
allen Dingen für den der öffentlichen Hand gehören- 
den Fahrzeugpark bereitzustellen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 22. März 

Die Bundesregierung hat bereits verschiedentlich auch aus Gründen des 
Umweltschutzes den verstärkten Einsatz von Flüssiggas (LPG) als Kraft- 
stoff befürwortet. So wurde Flüssiggas von der letzten Mineralölsteuer- 
erhöhung am 1. April 1981 ausgenommen, um damit den Preisabstand 
zwischen LPG und Benzin zu vergrößern und einen höheren Anreiz 
zur Umrüstung von Kraftfahrzeugen zu bieten. Der Preisabstand zwi- 
schen LPG und Benzin hat sich jedoch im letzten Jahr ständig ver- 
ringert und damit die Nachfrage für Umrüstungen drastisch gesenkt. 

Die von der Bundesregierung vorgesehene Einführung von bleifreiem 
Benzin und Abgasgrenzwerten, die der Katalysatorentechnik entspre- 
chen, wird dazu führen, daß LPG-betriebene Motoren heutiger Bau- 
weise für Kohlenmonoxyd (CO), Kohlenwasserstoff (CH) und Stick- 
oxide (NOx) ungünstigere Emissionen aufweisen als Benzinmotoren 
mit Katalysatoren. Eine Umrüstung der Altfahrzeuge auf einen LPG- 
Antrieb kann jedoch bei CO und CH zu einer gewissen Entlastung der 
Umwelt führen. Darüber hinaus fallen beim LPG-Betrieb keine Blei-, 
Ruß- und Schwefelemissionen an. Außerdem werden Emissionen beim 
Lagern, Transport und Tanken von Flüssiggas vermieden. 

Die Bundesregierung wird daher prüfen, inwieweit Flüssiggas in das 
Einführungskonzept für bleifreies Benzin eingebunden werden kann. 

Das vom Berliner Senat finanzierte Programm für die Umrüstung auf 
einen Flüssiggasbetrieb trägt den speziellen Immissionsbedingungen 
in Berlin (West) Rechnung. Da die Immissionen von Kohlenmonoxyd 
und Kohlenwasserstoff in der Berliner Innenstadt besonders hoch sind, 
kann hier ein verstärkter Autogasbetrieb eine gewisse Entlastung brin- 
gen. Die Berliner Immissionssituation läßt sich jedoch nicht für das 
Bundesgebiet insgesamt verallgemeinern. Soweit im Einzelfall vergleich- 
bare Fälle vorliegen, könnte die gezielte Förderung von Autogasfahr- 
zeugen durch Länder und Kommunen gegebenenfalls zu einer schnellen 
Entlastung beitragen. 


30. Abgeordneter 
Dr. Klejdzinski 
(SPD) 


31. Abgeordneter 
Dr. Klejdzinski 
(SPD) 
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32. Abgeordneter 
Dr. Hüsch 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von der EG- 
Kommission am 21. Dezember 1983 erteilten Sub- 
ventionsgenehmigungen für den französischen und 
niederländischen Textilsektor und die Verlängerung 
und Erweiterung der Beihilfen in Italien für den 
Textilbereich? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 22. März 


Nach Auffassung der Bundesregierung wirken sich die italienischen 
und niederländischen Subventionsprogramme zugunsten der Textil- 
und Bekleidungsindustrie wettbewerbsverzerrend auf den innergemein- 
schaftlichen Handel aus. Beide Programme haben darüber hinaus nega- 
tive Auswirkungen auf den weiterhin notwendigen Strukturanpassungs- 
prozeß im Textil- und Bekleidungsgewerbe. 

Bei der Beurteilung der beiden Unterstüzungsprogramme ist die Bundes- 
regierung zu der Überzeugung gekommen, daß beide Beihilfepläne 
jedoch nicht die Qualität des belgischen Claes-Plans erreichen (FÖrder- 
volumen 1982/1983 rund 560 Millionen DM). 

Entgegen anderslautenden Pressemeldungen hat die EG-Kommission 
am 21. Dezember 1983 kein Subventionsprogramm zugunsten der 
französischen Textil- und Bekleidungsindustrie genehmigt. 

Zum Sachstand im einzelnen: 

1. Niederlande 

Das am 21. Dezember 1983 von der EG-Kommission genehmigte 
niederländische Unterstützungsprogramm umfaßt bei einer Laufzeit 
von fünf Jahren ein Beihilfevolumen von 65 Millionen Gulden 
(60 Millionen DM); etwa 23 v. H. der Fördermittel (15 Millionen 
Gulden) sind für Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten reserviert. 
Den Unternehmen stehen außerdem Kredite zu Marktkonditionen 
(150 Millionen Gulden) sowie Bürgschaften (100 Millionen Gulden) 
zur Verfügung. 

2. Itaüen 

Der italienischen Textil- und Bekleidungsindustrie standen 1983 für 
Umstrukturierungsmaßnahmen im Rahmen des allgemeinen Förder- 
Programms Nr. 675/77 rund 230 Millionen DM zur Verfügung. 

Obwohl der Beihilfeplan nach vorliegenden Informationen von den 
Unternehmen nur in geringem Umfang in Anspruch genommen 
wurde, ist er vor kurzem mit einem Volumen von rund 230 Milho- 
nen DM verlängert worden. 

3. Frankreich 

Die EG-Kommission hatte Anfang 1983 Entlastungsmaßnahmen 
zugunsten der französischen Textil- und Bekleidungsindustrie als 
für nicht vereinbar mit dem Gemeinsamen Markt erklärt. Der Euro- 
päische Gerichtshof hat einer entsprechenden Klage der EG-Kom- 
mission im November 1983 stattgegeben. Auf Grund dieses Urteils 
stellte die französische Regierung ihre Unterstützungsmaßnahmen 
vorübergehend ein. 

Die EG-Kommission hat am 21, Dezember 1983 keine Zustimmung 
zu französischen Beihilfemaßnahmen gegeben, sie hat vielmehr der 
französischen Regierung mitgeteilt, unter welchen Voraussetzungen 
sie jeiner befristeten Fortführung des Entlastungsprogramms zustim- 
men könne (Degressivität der Fördermaßnahmen, Kapazitätsredu- 
zierungen, Herausnahme hochsensibler Bereiche, Ausweitung der 
Notifizierungspfhchten, Kumulierungsverbot mit anderen Beihilfen), 
Eine endgültige Stellungnahme der französischen Regierung zu 
diesen Vorschlägen liegt derzeit noch nicht vor. 
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33. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung zu unter- 

Dr. Husch nehmen, um die durch die EG-Kommissionsent- 

(CDU/CSU) Scheidungen entstehende Gefährdung von Arbeits- 

plätzen in der deutschen Textilindustrie abzu- 
wenden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 22. März 

Die Bundesregierung hat sich immer entschieden gegen Sektorbeihilfen 
anderer Mitgliedstaaten gewandt. Dies zeigen die nachdrücklichen Stel- 
lungnahmen gegen entsprechende Unterstützungsprogramme anderer 
Mitgliedstaaten, besonders auch die Klage vor dem Europäischen Ge- 
richtshof gegen die Genehmigung des belgischen Textflplans 1982 durch 
die EG-Kommission. 

Die am Jahresende 1983 getroffenen Entscheidungen der EG-Kommis- 
sion zur Genhmigung der niederländischen bzw. zur Verlängerung des 
italienischen Beihilfeplans hat die Bundesregierung zum Anlaß ge- 
nommen, erneut ihre ablehnende Haltung zum Vorgehen der Kom- 
mission deutlich zum Ausdruck zu bringen. 

Sie wird auch künftig nicht nachlassen,.auf fachlicher und politischer 
Ebene eine Eindämmung der sektoralen Subventionspolitik in der 
Gemeinschaft anzustreben. 

Das Urteil -zur deutschen Klage gegen die Genehmigung des Claes- 
Plans ist am 20. März 1984 verkündet worden. Der Gerichtshof hat die 
Kommissionsentscheidung aus verfahrensrechtlichen Gründen aufge- 
hoben und insoweit der Klage der Bundesregierung stattgegeben. Das 
schriftliche Urteil, das der Bundesregierung noch nicht vorliegt, bedarf 
einer eingehenden Analyse. Es wird Bedeutung auch für die künftige 
Genehmigungspraxis der Kommission haben. 

Die Bundesregierung ist im übrigen der Auffassung, daß die EG-Kom- 
mission, nicht zuletzt auf Grund unserer ständigen Interventionen, bei 
ihren Entscheidungen inzwischen strengere Maßstäbe als früher zugrun- 
de legt. Diese geänderte Haltung kommt nicht nur in ihren Auflagen bei 
der Genehmigung neuer Beihilfeprogramme zum Ausdruck (hier sind 
insbesondere die Herausnahme sensibler Bereiche sowie das Kumulie- 
rungsverbot mit anderen Subventionen zu erwähnen), sondern insbe- 
sondere auch in der restriktiveren Auslegung bei Einzelfallgenehmi- 
gungen. 

34. Abgeordneter Wie quantifiziert, und beurteilt die Bundesregierung 

Dörflinger die sekt oralen, nach wie vor den freien Wettbewerb 

(CDU/CSU) verzerrenden Beihilfen für die Textil- und Beklei- 

dungsindustrie in den EG-Ländern Belgien, Frank- 
reich, Niederlande und Italien? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 22. März 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung bezüglich des wettbewerbs- 
verzerrenden Charakters dieser Sektorprogramme. Sie sieht darüber 
hinaus negative Auswirkungen auf den weiterhin notwendigen Struktur- 
anpassungsprozeß in der Textil- und Bekleidungsindustrie, zumal die 
deutschen Unternehmen entsprechende Maßnahmen bisher ohne staat- 
liche Unterstützung durchgeführt haben. 

Zum Sachstand im einzelnen: 

1. Belgien 

Die belgische Regierung hatte 1982 ein sehr weitgehendes Unter- 
stützungsprogramm (Claes-Plan) zugunsten der Textil- und Beklei- 
dungsindustrie durchgeführt. Das B eihilf evolumen belief sich auf 
6,8 Milliarden BF (360 Millionen DM). Dieser Plan sah im wesent- 
lichen vor, daß Unternehmen für Umstrukturierungsmaßnahmen 
bei einer Eigenbeteiligung von mindestens 30 v. H. Kredithilfen in 
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Form einer staatlichen Beteiligung von bis zu 45 v. H. und in Form 
einer Zinssubvention in Höhe von 7 v. H. für maximal fünf Jahre 
erhalten konnten. Dieser Plan wurde 1983 in stark modifizierter 
Form verlängert. Das Fördervolumen betrug 4 Milliarden BF 
(200 Millionen DM), von denen jedoch 1 Milliarde BF auf nach- 
trägliche Genehmigungen des Vorjahres entfielen. 

2. Frankreich 

Die französische Regierung hat sowohl 1982 (Beihilfeumfang 
1,9 Milliarden FF = rund 660 Millionen DM) als auch 1983 (Förder- 
volumen 1,2 Milliarden FF = ca. 400 Millionen DM) Entlastungs- 
maßnahmen im Sozialversicherungsbereich zugunsten der Textil- 
und Bekleidungsindustrie durchgeführt. Die vertraglichen Verein- 
barungen zwischen den einzelnen Unternehmen und der französi- 
schen Regierung sahen vor, daß die Beihilfen grundsätzlich nur dann 
gewährt wurden, wenn sich die Unternehmen verpflichteten, keinen 
weiteren Beschäftigungsabbau vorzunehmen. 

3. Niederlande 

Das am 21. Dezember 1983 von der EG-Kommission genehmigte 
niederländische Unterstützungprogramm umfaßt bei einer Laufzeit 
von fünf Jahren ein Beihilfevolumen von 65 Millionen Gulden 
(60 Millionen DM); etwa 23 v. H. der Fördermittel (15 Millio- 
nen Gulden) sind für Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten re- 
serviert. Den Unternehmen stehen außerdem Kredite zu Marktkon- 
ditionen (150 Millionen Gulden) sowie Bürgschaften (100 Millio- 
nen Gulden) zu Verfügung. 

4. Italien 

Der italienischen Textil- und Bekleidungsindustrie standen 1983 
für Umstrukturierungsmaßnahmen im Rahmen der allgemeinen 
Förd er program me Nr. 675/77 rund 230 Millionen DM zur Ver- 
fügung. 

Obwohl der Beihilfeplan nach vorliegenden Informationen von den 
Unternehmen nur in geringem Umfang in Anspruch genommen 
wurde, ist er vor kurzem mit einem Volumen von rund 230 Millio- 
nen DM verlängert worden. 

35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sowohl in bilateralen 
Dörflinger Verhandlungen als auch durch entsprechende Vor- 

(CDU/CSU) Stöße bei der EG-Kommission konsequent darauf 

hinzuarbeifen, daß diese Subventionen abgebaut 
werden, Chancengleichheit im Wettbewerb herge- 
stellt und insbesondere der sogenannte „Claes- 
Plan“ nicht mehr verlängert wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 22. März 

Die Bundesregierung hat sich bilateral und im Rahmen der EG immer 
entschieden gegen Sektorbeihilfen anderer Mitgliedstaaten gewandt. 
Dies zeigen die nachdrücklichen Stellungnahmen gegen entsprechende 
Unterstützungsprogramme anderer Mitgliedstaaten, besonders auch für 
Klage vor dem Europäischen Gerichtshof gegen die Genehmigung des 
belgischen Textilplans 1982 durch die EG-Kommission. 

Die am Jahresende 1983 getroffenen Entscheidungen der EG-Kom- 
mission zur Genehmigung der niederländischen bzw. zur Verlängerung 
des italienischen Beihilfeplans hat die Bundesregierung zum Anlaß ge- 
nommen, erneut ihre ablehnende Haltung zum Vorgehen der Kommis- 
sion deutlich zum Ausdruck zu bringen. 

Die EG-Kommission hat Ende Februar ein förmliches Verfahren gegen 
die von der belgischen Regierung für 1984 vorgelegten Beihilferegelung 
zugunsten der Textil- und Bekleidungsindustrie eröffnet. Die Bundesre- 
gierung hat in ihrer Stellungnahme vom 20. März 1984 das Vorgehen 
der EG-Kommission nachdrücklich unterstützt. 
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Die Bundesregierung wird auch zukünftig nicht nachlassen, auf fach- 
licher und politischer Ebene eine Eindämmung der sekt oralen Subven- 
tionspolitik in der Gemeinschaft anzustreben. 

Das Urteil zur deutschen Klage gegen die Genehmigung des Claes- 
Plans ist am 20. März 1984 verkündet worden. Der Gerichtshof hat die 
Kommissionsentscheidung aus verfahrensrechtlichen Gründen aufge- 
hoben und insoweit der Klage der Bundesregierung stattgegeben. Das 
schriftliche Urteü, das der Bundesregierung noch nicht vorliegt, bedarf 
einer eingehenden Analyse. Es wird Bedeutung auch für die künftige 
Genehmigungspraxis der Kommission haben. 

Die Bundesregierung ist im übrigen der Auffassung, daß die EG-Kom- 
mission, nicht zuletzt auf Grund unserer ständigen Interventionen, bei 
ihren Entscheidungen inzwischen strengere Maßstäbe als früher zugrun- 
de legt. Diese geänderte Haltung kommt nicht nur in ihren Auflagen bei 
der Genehmigung neuer Beihilfeprogramme zum Ausdruck (hier sind 
insbesondere die Herausnahme sensibler Bereiche sowie das Kumulie- 
rungsverbot mit anderen Subventionen zu erwähnen), sondern insbe- 
sondere auch in der restriktiveren Auslegung bei Einzelfallgenehmi- 
gungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

36. Abgeordneter Wie hoch sind jährlich die negativen finanziellen 
Bredehom Auswirkungen auf die Einkommen der milchprodu- 

(FDP) zierenden Betriebe in der Bundesrepublik Deutsch- 

land bei der vorgesehenen Quotierung der Milch- 
menge? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 16. März 

Die Auswirkungen der vorgesehenen Garantiemengenregelung auf dem 
EG-Milchmarkt auf das Einkommen der Milcherzeuger können nur für 
den konkreten Einzelfall festgestellt werden. Sie sind insbesondere 
abhängig von der Art und dem Umfang, in dem die Betriebe von den 
verschiedenen Möglichkeiten von Anpassungsmaßnahmen und Kosten- 
senkungen Gebrauch machen. 


37. Abgeordneter Welche Einsparung im EAGFL-Fonds Abteilung 
Eigen Garantie würde eine verstärkte Verfütterung von 

(CDU/CSU) flüssiger Magermilch im Gegensatz zur Herstellung 

und Lagerung von Magermilchpulver erbringen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 16. März 

Wird unterstellt, daß der Absatz von Magermilch wie auch von Mager- 
milchpulver (MMP) im Schweinebereich erfolgt, könnten bei der 
direkten Verfütterung von Magermilch langfristig je 1 Million Tonnen 
rund 38 Mülionen ECU bzw. 97 Millionen DM gegenüber der Verfütte- 
rung von Magermüchpulver aus der Intervention nach einjähriger Lager- 
haltung eingespart werden. Dies setzt allerdings voraus, daß die not- 
wendigen Haushaltsmittel zur Verbilligung von MagermÜch zur direk- 
ten Verfütterung jeweüs zur Verfügung stehen. Bei Magermilchpulver 
hat die EG-Kommission die Möglichkeit, die Verbüligungskosten in 
spätere Jahre zu transferieren, indem sie das Magermüchpulver inter- 
veniert. 

Die Bundesregierung hat sich seit jeher in Brüssel für die Ausweitung 
der Magermüchfütterung eingesetzt, ohne eine entsprechende Unter- 
stützung von seiten der meisten der übrigen Mitgliedstaaten zu finden. 
Nicht zuletzt auf diese Bemühungen ist zurückzuführen, daß die Ver- 
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fütterung von Magermilch 1983 in der EG von 4 auf 5 Millionen Ton- 
nen bzw. um 23 v. H. und in der Bundesrepublik Deutschland von 
1,7 auf 2,0 Millionen Tonnen bzw. um 17 v. H. zugenommen hat. 
Dennoch läßt sich der Futtermagermilchabsatz nicht unbegrenzt aus- 
dehnen. Die saisonalen Schwankungen des Milchaufkommens, der im 
Jahresverlauf jedoch nahezu gleichbleibende Bedarf der Tierhaltungsbe- 
triebe und die Konzentration der Mastbetriebe in wenigen Regionen, 
erschweren eine direkte Verfütterung der Magermilch zumindest zu 
allen Jahreszeiten. Es ist im übrigen zu erwarten, daß die Garantie- 
mengenregelung für Milch den Magermilchanfail soweit reduziert, daß 
die MMP-Verbilligungsm aßnahmen für Schweine in einigen Jahren 
weitgehend überflüssig werden. 

38. Abgeordneter Welche Forschungsvorhaben fördert die Bundesre- 
Eigen gierung im Bereich nachwachsende Rohstoff-Ener- 

(CDU/CSU) gien? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 15. März 

Die Bundesregierung ist daran interessiert, die Möglichkeiten der 
Nutzung land- und forstwirtschaftlicher Pflanzen für Nichtnahrungs- 
zwecke, insbesondere zur Verwendung als chemische Grundstoffe und 
zur Energieerzeugung, wissenschaftlich untersuchen zu lassen. Ich darf 
in diesem Zusammenhang auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Vollmer und der Fraktion 
DIE GRÜNEN betr. Forschung und Entwicklung des Programms Nach- 
wachsender Rohstoffe (Drucksache 10/900 vom 19. Januar 1984) ver- 
weisen, wo u. a. ausführlich zu den bereitgestellten Haushaltsmitteln, 
den beteiligten Forschungseinrichtungen und den ausgewählten Pflan- 
zenarten Stellung genommen wurde. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten laufen derzeit 28 Einzelvorhaben im Rahmen des 
Programms Nachwachsende Rohstoffe. Drei Viertel davon befassen sich 
mit landwirtschaftlichen, ein Viertel mit forstwirtschaftlichen Aus- 
gangsprodukten. Zwölf Projekte sind dem Komplex Bereitstellung 
(Züchtung, Produktion), acht Vorhaben dem Komplex Konversion 
(Prozeßführung, Verfahrenstechnik, Umwandlung) und acht Vorhaben 
dem Bereich Wettbewerb (Verwendungsmöglichkeiten, Wirtschaftlich- 
keit) zuzuordnen. 

Daneben laufen im Rahmen institutioneller Mittel in den Bundesfor- 
schungsanstalten des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten über 40 andere Projekte, die einen Bezug zu nach- 
wachsenden Rohstoffen haben und sich etwa zur Hälfte mit Fragen 
der Konversion und zu je einem Viertel mit den Komplexen Bereit- 
stellung und Wettbewerb befassen. 

Ferner finanziert der Bundesminister für Forschung und Technologie 
27 Projekte, bei denen in 19 die technischen Probleme der Konversion 
und in acht die züchterischen Fragen der Bereitstellung im Vorder- 
grund stehen. 

Auf Wunsch können Ihnen die detallierten Projektlisten übermittelt 
werden. 

Ein Blick auf die gesamten Forschungsaktivitäten im Bereich Nach- 
wachsende Rohstoffe zeigt einen weiten Ansatz, der sich auf folgende 
Fragen konzentriert: Weiche Stoffe und Stoffgruppen können aus 
land- oder forstwirtschaftlichen Ausgangsprodukten hergesteilt werden? 
Wie können diese bereitgestellt und umgewandelt werden? Wo sind 
Verwendungsmöglichkeiten unter welchen Bedingungen? 

Die zu erwartenden Antworten dürften bestätigen, daß es beträchtliche 
potentielle Reserven gibt, die durch weitere Forschungsarbeiten er- 
schlossen werden könnten. Ebenso sind hoffnungsvolle Ansätze bei den 
Fragen der Konversion zu erwarten. Probleme zeichnen sich vor allem 
im ökonomischen Bereich ab. 
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Daraus ergeben sich die Schwerpunkte für die künftige Arbeit: 

1 . Es ist erforderlich, sich mit den wirtschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen (national, EG- und weltweit) zu befassen, um die Wirtschaft- 
lichkeit nachwachsender Rohstoffe besser beurteilen und ~ falls 
nötig - politische Empfehlungen zuverlässiger begründen zu können. 

In diesem Zusammenhang sind weitere Kenntnisse über die entspre- 
chenden Märkte (Angebot, Nachfrage, Strukturen) erforderlich. 

Bei der Produkt- und Verfahrensentwicklung ist über die technisch- 
naturwissenschaftlichen Fragen hinaus eine wirtschaftswissenschaft- 
liche Flankierung erforderlich. 

2. Hinsichtlich einer Verwendung im industriell-gewerblichen Bereich 
verdienen die Äthanolher Stellung aus pflanzlichen Erzeugnissen, 
Regelungen im Zucker- und Stärkemarkt, pflanzliche Öle und Fette 
sowie ligno Cellulose haltige Rohstoffe besondere Aufmerksamkeit. 

3. Weil davon auszugehen ist, daß bedeutende Potentiale vorhanden 
sind, kommt es darauf an, die entsprechenden Pflanzen züchterisch 
so zu bearbeiten, daß sie optimale Energieerträge bzw, für die In- 
dustrie relevante Rohstoffe liefern. Weiter sind geeignete Anbau-, 
Transport- und Lager Systeme zu entwickeln. Ziel aller Maßnahmen 
ist es, den Nachwachsenden Rohstoffen durch ökonomische Opti- 
mierung Wettbewerbsfähigkeit zu verschaffen. 


39. Abgeordneter Nach welchen Kriterien und mit welchen Instru- 
Seehofer menten werden Förderungen nach der Gemein- 

(CDU/CSU) Schaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur ge- 

währt? 


40. Abgeordneter 
Seehofer 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
welche Maßnahmen mit welchem Fördervolumen in 
den letzten beiden Jahren in den Landkreisen Eich- 
stätt und Neuburg-Schrobenhausen im Rahmen 
dieser Gemeinschaftsaufgabe unterstützt wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 16 . März 

Die Kriterien und Instrumente für die Förderung im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ werden in den einzelnen Förderungsgrundsätzen des Rah- 
menplanes der Gemeinschaftsaufgabe festgelegt. Sie enthalten für die 
jeweiligen Förderungstatbestände Regelungen über die Begünstigten, 
die Voraussetzungen für eine Förderung, die Verwendungszwecke 
sowie über die Art und Höhe der Förderung. Der Rahmenplan mit 
seinen Förderungsgrundsätzen wird jährlich vom Planungsausschuß 
beschlossen und als Bundestagsdrucksache veröffentlicht (z. B. Rah- 
menplan 1983 bis 1986, Drucksache 10/26). Der Rahmenplan 1984 
bis 1987 wird demnächst ebenfalls als Bundestagsdrucksache erschei- 
nen. 

Unterlagen darüber, welche Maßnahmen mit welchem Fördervolumen 
in den letzten beiden Jahren in den Landkreisen Eichstätt und Neu- 
burg-Schrobenhausen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe gefördert 
wurden, liegen der Bundesregierung nicht vor. Die gewünschten An- 
gaben können nur von dem örtlich zuständigen Bundesland gegeben 
werden, weil die Durchführung der Gemeinschaftaufgabe Aufgabe der 
Bundesländerist. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


41. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hickel 
(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 16. März 

Die Bundesregierung hat bereits vor zwei Jahren, als von der Geräte- 
industrie Kernspintomographen angekündigt worden sind, einen For- 
schungsauftrag vergeben, durch den Erkenntnisse über den Anwen- 
dungsbereich und die wirtschaftliche Nutzung dieses Gerätes gewonnen 
werden sollen. Das Forschungsvorhaben ist bisher nocht nicht abge- 
schlossen. Der noch ungeklärte Stand der Entwicklung ist mit ein 
Grund dafür, daß im Rahmen der kassenärztlichen Versorgung Lei- 
stungen, die mit Kernspintomographen erbracht werden, derzeit nicht 
zu Lasten der Krankenkassen abgerechnet werden können. 

Der Bundesrat hat am 16. März 1984 beschlossen, beim Deutschen 
Bundestag den Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des wirtschaft- 
lichen Einsatzes von medizinisch-technischen Großgeräten in der 
kassenärztlichen Versorgung einzubringen. Der Entwurf verfolgt das 
Ziel, einen bedarfsgerechten und wirtschaftlichen Einsatz von Groß- 
geräten in Abstimmung zwischen stationärer und ambulanter Versor- 
gung zu sichern. 

Die Bundesregierung sieht daher derzeit keine Notwendigkeit, gesetz- 
liche Regelungen vorzuschiagen. Im übrigen sind nach dem geltenden 
Recht die Kassenärztiichen Vereinigungen verpflichtet, sich eine Über- 
sicht über die medizinisch-technischen Großgeräte zu verschaffen. Denn 
jeder Arzt, der an der kassenärztlichen Versorgung teilnimmt und die 
Anschaffung, Nutzung oder Mitbenutzung eines medizinisch-techni- 
schen Großgerätes beabsichtigt, hat dies der zuständigen Kassenärzt- 
lichen Vereinigung anzuzeigen (§ 368 n Abs. 8 Reichsversicherungs- 
ordnung). 


42, Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


43. Abgeordneter 
Vahlberg 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, an der im Haus- 
haitsbegleitgesetz 1984 getroffenen Zuständigkeits- 
regelung festzuhalten, nach der die Heimatarbeits- 
ämter für die Vergabe von Unterhaltsleistungen als 
Kannleistung zuständig sind, und erachtet es die 
Bundesregierung für die Antragsteller als zumutbar, 
die in München an einer berufsfortbildenden Maß- 
nahme teilnehmen und für die als Antragsbehörde 
das Heimatarbeitsamt (z. B. Fulda, Bayreuth oder 
Frankfurt/Main) zuständig ist, bei auftretenden 
Problemen zu ihrem Heimatarbeitsamt reisen zu 
müssen? 


Für wie viele Anträge reichen die an die Arbeits- 
verwaltung München zugewiesenen Mittel bei An- 
trägen nach § 44 Abs. 2 a Arbeitsförderungsgesetz 
(AFG) aus, und wieviel Bewilligungen können an 
die Antragsteller 1984 noch erteilt werden? 


Sieht die Bundesregierung angesichts der Tatsache, 
daß die Kernspintomographen zur Zeit noch nicht 
ausgereift sind, Anlaß und Notwendigkeit eine 
Rechtsverordnung oder andere Regularien zu tref- 
fen, um die das Gesundheitswesen drastisch verteu- 
ernden Anschlüsse von zahlreichen Kemspintomo- 
graphen zu kontrollieren und festzust eilen, wie viele 
dieser Geräte bereits derzeit in den Praxen betrie- 
ben werden, und wie viele von niedergelassenen 
Ärzten bereits bei den Herstellerfirmen bestellt 
wurden? 
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44. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Wieviel Bewilligungen für die Fälle nach § 44 
Abs. 2 a Arbeitsförderungsgesetz (AFG) wurden 
im Arbeitsamtsbezirk München 1980, 1981, 1982 
und 1983 erteilt? 


45. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Wie interpretiert die Bundesregierung in § 49 Abs. 1 
Satz 2 a Arbeitsförderungsgesetz (AFG) den Begriff 
des „bisherigen Arbeitgebers“ im Zusammenhang 
mit den ,, Einarbeitungszuschüssen“, und ist darun- 
ter auch der Arbeitgeber zu verstehen, der einem 
Arbeitnehmer gekündigt hat oder geht der Begriff 
von einem ungekündigten Arbeitsverhältnis aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 16. März 

Die auf das Arbeitsförderungsgesetz gestützte nähere Regelung der ört- 
lichen Zuständigkeit der Arbeitsämter ist Aufgabe der Bundesanstalt 
für Arbeit als Selbstverwaltungskörperschaft. Im Haushaltsbegleitge- 
setz 1984 sind dazu keine Vorschriften enthalten. 

Die Umwandlung des Unterhaltsgeldes nach § 44 Abs. 2 a Arbeitsför- 
derungsgesetz in eine Ermessensleistung zwingt die Bundesanstalt für 
Arbeit zur Bewirtschaftung der für diesen Zweck zur Verfügung gestell- 
ten Haushaltsmittel. Eine zentrale Überwachung der Ausgaben hätte 
zur Folge, daß jeweils vor einer Bewilligung von Leistungen bei der 
Zentrale festgestellt werden müßte, ob noch Ausgabemittel zur Ver- 
fügung stehen. Dies würde zu einer Verzögerung bei den Bewilligungen 
führen. Um dies zu vermeiden, sind die Haushaltsmittel auf die einzel- 
nen Arbeitsämter aufgeteilt worden. Diese Regelung ist auch im Inter- 
esse einer gleichmäßigen und gerechten Verteilung der begrenzten 
Mittel, insbesondere unter sozialen und regionalen Aspekten zu be- 
grüßen. 

Bei dieser Regelung war es sachgerecht, die Entscheidungsbefugnisse 
über die Gewährung von Unterhaltsgeld-Darlehen ab 1. Januar 1984 
dem Wohnortarbeitsamt zu übertragen. Dies hat der Präsident der 
Bundesanstalt für Arbeit mit Erlaß vom 16, Dezember 1983 getan. 

Die Zuständigkeitsregelung gilt auch für notwendige Änderungsbe- 
scheide. Da es jedoch nur in seltenen Fällen erforderlich ist, daß ein 
Unterhaltsgeldbezieher im Laufe des Leistungsbezuges persönlich beim 
Arbeitsamt vorsprechen muß, halte ich die Zuständigkeitsregelung auch 
insoweit für vertretbar. 

Die dem Arbeitsamt München zugeteilten 9,75 Millionen DM (6,2 v. H. 
der Gesamtsumme) sind bereits durch die bestehenden Zahlungsver- 
pflichtungen auf Grund der Bewilligungen im Jahre 1983 in voller 
Höhe gebunden. 1984 konnten daher noch keine neuen Bewilligungen 
ausgesprochen werden. 

Auf Grund dieser in der Übergangsphase aufgetretenen Schwierigkeiten 
hat der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit am 1, März 1984 
bereits Mehrausgaben für den entsprechenden Haushaltstitel in Höhe 
von 87 Millionen DM bewilligt. Diese Bewilligung von Mehrausgaben 
bedarf noch der Genehmigung durch den Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung, die mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen erteilt werden wird. Danach werden auch dem Arbeitsamt 
München zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt, die ausreichen 
dürften, um den vorliegenden und noch zu erwartenden Anträgen 
entsprechen zu können. 

Im Jahre 1980 sind die nach § 44 Abs. 2 a Arbeitsförderungsgesetz 
bewilligten Unterhaltsgelder noch nicht gesondert festgehalten worden. 
Im Arbeitsamt München wurden 

1981 in 3 271 Fällen, 

1982 in 1 853 Fällen und 

1983 in 1 830 Fällen 
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Unterhaltsgeld nach § 44 Abs. 7 a Arbeitsförderungsgesetz neu bewil- 
ligt. Der Rückgang von 1981 auf 1983 ist auch die ab 1. Januar 1982 
erfolgte Umstellung des Unterhaltsgeldes auf Darlehen zurückzuführen, 
die im Jahre 1981 eine vorgezogene Antragstellung ausgelöst hatte. 

Die Änderung des § 49 Abs. 1 Arbeitsförderungsgesetz hatte das Ziel, 
die nur noch begrenzt zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel vor- 
rangig für die Vermittlung von Arbeitslosen in Arbeit einzusetzen und 
zugleich mögliche bloße Mitnahmen durch einzelne Arbeitgeber aus- 
zuschließen. 

Ein Einarbeitungszuschuß darf daher nur noch dana bewilligt werden, 
wenn der Arbeitnehmer bei einem anderen als dem bisherigen Arbeit- 
geber eingestellt und eingearbeitet wird. Dies gilt auch für Arbeitneh- 
mer, die zwar noch nicht arbeitslos, aber von Arbeitslosigkeit unmittel- 
bar bedroht sind (Absatz 1 Nr. 2), gleich ob ihr Arbeitsverhältnis be- 
reits gekündigt worden ist oder nicht. 


46. Abgeordneter Wie beliefen sich für die vorbezeichnet e Zeit die 
Walther Zahlen der Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt? 

(SPD) 


47. Abgeordneter Wie hoch war im genannten Zeitraum die jahres- 
Walther durchschnittliche Zahl der Beschäftigten und davon 

(SPD) die jahresdurchschnittliche Zahl der abhängig Be- 

schäftigten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 16. März 

Von 1971 bis 1983 ergaben sich nach der Statistik der Bundesanstalt 
für Arbeit jahresdurchschnittlich folgende Arbeitslosenzahlen: 


Jahr 

Arbeitslose 

1971 

185 072 

1972 

246 433 

1973 

273 498 

1974 

582 481 

1975 

1 074217 

1976 

1 060 336 

1977 

1029 995 

1978 

992 948 

1979 

876 137 

1980 

888 900 

1981 

1 271 574 

1982 

1 833 244 

1983 

2 258 235 


Die Zahl der Erwerbstätigen und abhängig Beschäftigten hat sich von 
1971 bis 1983 wie folgt entwickelt: 


Jahr 

Erwerbstätige^ ) 
in 1 000 

Abhängig Beschäftigte^ ) 
in 1000 

1971 

26817 

22 606 

1972 

26 744 

22 633 

1973 

26 922 

22 906 

1974 

26 565 

22 640 

1975 

25 810 

22014 

1976 

25 591 

21939 

1977 

25 547 

22 029 

1978 

25 699 

22 264 

1979 

26 039 

22 659 

1980 

26 302 

22 986 
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Jahr 

Erwerbstätige ^ ) 

Abhängig Beschäftigte^) 

in 1 000 

in 1 000 

1981 

26101 

22 846 

1982 

25 632 

22 395 

1983 

25 187 

21 962 


Selbständige, mithelfende Familienangehörige, Beamte, Angestellte, 
Arbeiter 

Beamte, Angestellte, Arbeiter 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


48. Abgeordneter Wie viele Wehrpflichtige des Geburtsjahrgangs 1965 

Heistermann sind im Verlauf des Jahres 1983 zum Grundwehr- 

(SPD) dienst, Zivildienst oder einem vergleichbaren Dienst 

einberufen worden, und wie hoch ist deren Anteil 
am insgesamt verfügbaren Aufkommen an wehr- 
fähigen Männern dieses Geburtsjahrgangs? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 22. März 

Nach den Vorschriften des Wehrpflichtrechts erfolgt die Musterung 
regelmäßig im 19. Lebensjahr.- Dementsprechend wird der Jahrgang 
1965 erst im laufenden Kalenderjahr gemustert. Von den Angehöri- 
gen des Geburtsjahrganges 1965 sind im Kalendeijahr 1983 auf eigenen 
Wunsch 6 385 Wehrpflichtige vorzeitig gemustert worden. Davon sind 
im selben Jahr 737 Wehrpflichtige zum Grundwehrdienst, 956 als 
Soldat auf Zeit und 20 zum Zivildienst einberufen worden. 

Prozentangaben sind noch nicht möglich, weil die Berechnungsgrund- 
lage — die Zahl der wehrdienstfähig Gemusterten — noch nicht fest- 
steht. Diese und erste Aussagen über die Zahl der Wehrpflichtigen, die 
sonstige Dienste leisten, können erst nach Vorliegen des Musterungs- 
ergebnisses aus 1984 im zweiten Quartal 1985 gemacht werden. 


49. Abgeordneter Wie viele Wehrpflichtige dieses Jahrgangs sind 1983 

Heistermann auf Antrag vom Wehrdienst zunächst zurückgestellt 
(SPD) worden (Zahl und Prozent ant eil)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 22. März 

Von den 6 385 vorzeitig gemusterten Wehrpflichtigen sind in 1983 
4 672 nicht herangezogen worden. Die Gründe hierfür sind im einzel- 
nen nicht bekannt. Es ist davon auszugehen,, daß bei vorzeitigen Mu- 
sterungen keine Anträge auf Zurückstellung von Wehrpflichtigen ge- 
stellt werden, weil diese Musterungen auf eigenen Wunsch stattfinden. 

50. Abgeordneter Wie viele Wehrpflichtige dieses Jahrgangs haben 

Heistermann 1983 einen Antrag auf Kriegsdienstverweigerung 

(SPD) gestellt, und wie viele davon sind als Kriegsdienst- 

verweigerer anerkannt worden (Zahlen und Pro- 
zentanteile)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 22. März 

In 1983 haben 11117 Wehrpflichtige des Geburtsjahrgangs 1965 
einen Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer gestellt, 
wie viele davon anerkannt werden, kann noch nicht gesagt werden, 
da der überwiegende Anteil der Anträge noch in der Bearbeitung ist. 
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51. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt werden die vorläufig 
Heistermann zurückgest eilten Wehrpflichtigen einberufen worden 
(SPD) sein, und wie wird sich dieser Überbestand auf 

die Einberufung der Wehrpflichtigen der jeweiligen 
Geburtsjahrgänge auswirken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 22. März 

Die Zurückstellungen enden für den überwiegenden Teil der Wehr- 
pflichtigen in 1984, Die Einberufungssituation für die Wehrpflichtigen 
jüngerer Geburtsjahrgänge wird dadurch nicht nennenswert beeinflußt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Famiiie und Gesundheit 


52. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ausländische 
Ärzte in der Bundesrepublik Deutschland, die wäh- 
rend ihrer Fachärzteausbildung einen Stellenwechsel 
vornehmen müssen, dann z. B. durch Verweigerung 
der weiteren Arbeitserlaubnis erhebliche Probleme 
hinsichtlich der Beendigung einer qualifizierten 
Facharztausbildung haben? 


53. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, entsprechende Maß- 
nahmen einzuleiten, daß der Ausbildungsabschluß 
für ausländische Ärzte in der Bundesrepublik 
Deutschland gewährleistet wird, und dies nicht an 
administrativen Anordnungen scheitert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 20. März 

Nach meiner Kenntnis hat es in einigen wenigen Fällen Schwierigkeiten 
für ausländische Ärzte gegeben, ihre in der Bundesrepublik Deutschland 
begonnene Weiterbildung auch hier abzuschließen. Die Schwierigkeiten 
waren in erster Linie dadurch bedingt, daß die betreffenden Ärzte nach 
einem notwendigen Stellenwechsel keine Stelle in einem Krankenhaus 
gefunden haben, an dem sie ihre Weiterbildung fort setzen konnten. 

Solche Stellen können von seiten der Behörden weder bereitgestellt 
noch zugewiesen werden. Wenn der Arzt eine Stelle nachweist, auf 
der er zum Zwecke der Fortsetzung seiner Weiterbildung tätig werden 
kann, werden Berufs- und Arbeitserlaubnis im Regelfall verlängert, es 
sei denn, die in § 10 Abs. 2 der Bundesärzteordnung vorgesehenen zeit- 
lichen Möglichkeiten für eine Verlängerung der Erlaubnis zur vorüber- 
gehenden Ausübung des ärztlichen Berufs sind bereits ausgeschöpft. 

Da die Fortsetzung der Weiterbildung in den von Ihnen angesproche- 
nen Fällen nicht an administrativen Anordnungen scheitert, ist nicht 
ersichtlich, welche Maßnahmen von der Bundesregierung getroffen 
werden könnten. Im übrigen darf ich darauf hinweisen, daß die Ertei- 
lung oder Verlängerung einer Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung 
des ärztlichen Berufs in die ausschließliche Zuständigkeit der Gesund- 
heit sbehörden der Länder fällt. Die Länder führen gemäß Artikel 83 
Grundgesetz die Bundesärzteordnung als eigene Angelegenheit aus. 


54. Abgeordneter 
Seesing 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten gibt es, die örtlichen Behör- 
den seitens des Bundes in der Vorbeugung und in 
der Beratung und Behandlung von Drogenabhän- 
gigen zu unterstützen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 19. März 

Auf Grund der Zuständigkeitsteilung zwischen Bund und Ländern 
hat der Bund lediglich die Möglichkeit, die örtlichen Bemühungen um 
ausreichende Vorbeugung sowie Beratung und Behandlung Drogenab- 
hängiger im Wege einer Vergabe von Bundesmitteln an Modelleinrich- 
tungen oder für Modellmaßnahmen zu unterstützen. Der Bund hat dies 
auf dem Drogensektor in der Vergangenheit durch das sogenannte 
Großmodell von 1973 bis 1977 und durch das Psychosoziale Anschluß- 
modell von 1978 bis 1983 getan; es ging dabei in erster Linie um die 
Förderung von Drogenberatungs- oder -psychosozialen Beratungsstellen. 

Seit Anfang des Jahres 1984 fördert das Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit über 60 Projekte in dem neuen Modellpro- 
gramm ,, Auf suchende Sozialarbeit für betäubungsmittelabhängige Straf- 
täter“, das auf drei Jahre berechnet ist. Gefördert wird hierbei auch die 
Beratungsstelle für Alkohol- und Drogenfragen in Geldern, die in der 
Trägerschaft des Diakonischen Werkes im Kirchenkreis Kleve steht. 
In Grenznähe liegt in Nordrhein-Westfalen außerdem noch ein geför- 
dertes Projekt in Aachen; geplant ist ein weiteres in Wesel. Von den 
Modellen des Landes Niedersachsen liegen die zwei Projekte in Meppen 
und Lingen in Grenznähe. 

Das Modellprogramm, aus dem für jedes Projekt grundsätzlich eine 
Sozialarbeiterstelle vom Bund gefördert wird, hat das Ziel, straffällige, 
meist junge Drogenabhängige — gleichgültig, in welchem Stadium eines 
mit Betäubungsmittelmißbrauch zusammenhängenden Strafverfahrens, 
nicht zuletzt in Untersuchungs- oder Strafhaft - durch einen Sozial- 
arbeiter zu betreuen. Dieser sucht den hilfebedürftigen Klienten auf, 
motiviert zur Therapie und ebnet ihm die Wege zu Kostenträgern und 
im Strafverfahren. 

Eine zweite Zielgruppe des Programms sind sogenannte Altfixer, die 
in der Regel mehrere Drogenstraftaten sowie entsprechende Strafver- 
fahren und mehrere Therapieversuche mit Abbrüchen hinter sich haben. 
Sie gilt es in besonderem Maße durch aufsuchende Sozialarbeit vor dem 
Abgleiten in die Asozialität zu bewahren und ihnen wieder Perspekti- 
ven zu einem sozial einigermaßen integrierten Leben ohne Drogen zu 
eröffnen. 

Bei den von den zuständigen Landesministerien vorgenommenen Aus- 
wahl der Projekte war gerade bei diesem neuen Modellprogramm die 
besondere Lage eines Einzugsbereichs in Nähe zur deutsch-niederlän- 
dischen Grenze von ausschlaggebender Bedeutung. 


55, Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
Dr. Klejdzinski Wechseltransporte bei der endgültigen Fassung der 

(SPD) bundeseinheitlichen Lebensmittelhygiene-Verord- 

nung ganz zu untersagen in Anbetracht der Tat- 
sache, daß Wechseltransporte im Bereich des Le- 
bensmitteltransports Risiken auf Grund unzurei- 
chender Reinigung der Transportbehälter darstellen 
können, Wechseltransporte jedoch dennoch nicht 
generell verboten sind, und in welcher Weise setzt 
sich die Bundesregierung dafür ein, daß das Ver- 
fahren zur Erstellung der bundeseinheitlichen 
Lebensmittelhygiene-Verordnung beschleunigt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 21. März 

Bei der Beurteilung von Wechseltransporten ist zu berücksichtigen, 
daß es sich um die Beförderung ganz verschiedener Transportgüter 
handelt, bei denen das Risiko deshalb auch unterschiedlich zu beur- 
teilen ist. Werden Lebensmittel im Wechsel mit anderen Lebensmitteln 
oder mit Stoffen befördert, die zwar keine Lebensmittel, jedoch als 
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gesundheitlich völlig unbedenklich einzustufen sind (z. B. Nebenpro- 
dukte der Fettherstellung oder zu Futtermitteln bestimmte Lebens- 
mittel) so können bei ungenügender Reinigung des Transportmittels 
die Lebensmittel geruchlich oder geschmacklich nachteilig beeinflußt 
werden. Diese Beeinträchtigungen lassen sich aber durch eine aus- 
reichende Reinigung oder Desinfektion der Transportbehältnisse ver- 
hindern. 

Anders zu beurteilen sind jedoch Wechseltransporte von Lebensmitteln 
mit Stoffen, die nicht als gesundheitlich unbedenklich oder sogar als 
giftig anzusehen sind. Nur in diesen Fällen ist ein generelles Verbot der 
Wechseltransporte gerechtfertigt. Denn es besteht die Gefahr, daß bei 
unzureichender Reinigung ein gesundheitliches Risiko für den Ver- 
braucher entsteht. 

Die Bundesregierung hat den Entwurf einer Lebensmittelhygiene-Ver- 
ordnung im vergangenen Jahr eingehend mit allen Beteiligten erörtert. 
Im Hinblick auf die sehr gegensätzlichen Stellungnahmen überprüft sie 
zur Zeit, auch unter den Gesichtspunkten der Entbürokratisierung von 
Vorschriften, den Regelungsbedarf und -umfang. Sie wird alle Anstren- 
gungen unternehmen, um baldmöglichst zu einer für alle beteiligten 
Kreise annehmbaren Lösung zu gelangen. 


56. Abgeordneter Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung 
Poß aus dem Untersuchungsergebnis der Umweltschutz- 

(SPD) Organisation ,,Bund für Umwelt und Naturschutz“ 

zu ziehen, wonach das Reinheitsgebot des Bieres 
dadurch unterlaufen wird, daß der Hopfen aus der 
entsprechenden Bestimmung der Pflanzenschutz- 
mittel-Höchstmengenverordnung ausgenommen ist 
und dadurch intensiv mit Pestiziden behandelt 
werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 21. März 

Der Bundesregierung liegen die Ergebnisse der zitierten Untersuchung 
nicht vor. Sie ist jedoch der Auffassung, daß mit den in der Pflanzen- 
schutzmittel-Höchstmengenverordnung für Hopfen getroffenen Rege- 
lungen das Reinheitsgebot für Bier nicht unterlaufen wird. Die in der 
Verordnung in § 3 enthaltene Ausnahmeregelung für Hopfen gilt nur 
insoweit, als in Anlage 3 der Verordnung keine besonderen Regelun- 
gen getroffen worden sind. Bisher sind für Hopfen bei 22 Wirkstoffen 
von Pflanzenschutzmitteln Höchstmengen fetsgesetzt worden. Höchst- 
mengen für weitere Wirkstoffe werden festgelegt werden, sobald Rück- 
standsuntersuchungen über den etwaigen Gehalt an solchen Stoffen ün 
Hopfen vorliegen. Das Bundesgesundheitsamt hat im Rahmen des für 
Pflanzenschutzmittel nach dem Pflanzenschutzgesetz vorgesehenen 
Zulassungsverfahrens entsprechende Untersuchungen in die Wege ge- 
leitet. 

Im übrigen lassen sich Rückstände von Pflanzenschutzmitteln auf 
Hopfen in der Regel nicht mehr oder nur in minimalen Mengen im 
Bier nachweisen, da zur Bier her Stellung in der Regel zwischen 100 
und 200 Gramm Hopfen pro Hektoliter Bier eingesetzt werden. Auf 
diese Weise tritt eine Verdünnung mindestens um den Faktor 200 ein. 
Weiterhin ist durch Untersuchungen belegt worden, daß durch den 
Bierbereitungsprozeß in der Regel ein Abbau dieser Rückstände erfolgt 
und daß unerwünschte Stoffe beim Abläutern der Bierwürze und wäh- 
rend des Gärprozesses weitgehend ausgeschieden werden. 

Auf Grund der bisher vorliegenden Erkenntnisse ist daher nicht davon 
auszugehen, daß über die verwendeten Ausgangsstoffe bei der Bierbe- 
reitung unerwünschte Stoffe in das Bier gelangen, die der Reinheit des 
deutschen Bieres abträglich wären. 


27 



Drucksache 10/1172 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers fOr Verkehr 


57. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts des zunehmenden 
Lowack Rückstands bei der verkehrsmäßigen Anbindung des 

(CDU/CSU) nordostbayerischen Zonenrandgebiets (Bayreuth — 

Kulmbach — Hof— Weiden u. a.) bereit, den Ausbau 
der A70 zwischen Bamberg und Bayreuth nach- 
haltig zu fördern, so daß mit den Bauarbeiten der 
zweiten Fahrbahn spätestens ab 1990 begonnen 
werden kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 

Die Bundesregierung sieht in der Anbindung und Erschließung abgele- 
gener Regionen unseres Landes eine vorrangige verkehrspolitische 
Aufgabe. Die hohe Erschließungsfunktion der A 70 Schweinfurt- 
Bamberg— Bayreuth für das nordostbayerische Zonenrandgebiet ist 
unbestritten. Deshalb hat der Neubau der A 70 zwischen Knetzgau 
und Bamberg (Lückenschluß) Vorrang vor dem Anbau einer zweiten 
Fahrbahn im Abschnitt Bamberg— Bayreuth. Mit diesem Lückenschluß 
wurde inzwischen begonnen. 

Mit dem Bau der zweiten Fahrbahn ist nach 1990 zu rechnen. 


58. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


Liegen bereits erste Ergebnisse der Arbeitsgemein- 
schaft des Bund/Länderausschusses „Rettungs- 
wesen“ vor, die mit der Erarbeitung einer Bedarfs- 
ermittlung und einer neuen Kostenberechnung für 
ein Berufsbild „Rettungssanitäter“ befaßt ist, und 
wann ist gegebenenfalls mit einer entsprechenden 
Gesetzesinitiative der Bundesregierung zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 

Erste Ergebnisse der Arbeitsgruppe des Bund /Länderausschusses „Ret- 
tungswesen“ zum Bedarf und zu den Kosten für ein Berufsbild „Ret- 
tungssanitäter“ werden im Herbst 1984 vorliegen. Erst danach ist eine 
Stellungnahme des Bund/ Länderausschusses „Rettungs wesen“ zu er- 
warten. 

Die Bundesregierung wird dann prüfen, ob eine entsprechende Gesetzes- 
initiative erforderlich ist. 


59. Abgeordneter Welche Institutionen erhalten vom Bund Mittel aus 
Conradi dem Haushaltstitel 532 13 (Kapitel 12 02)? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 

Institutioneile Förderungen werden aus dem Kapitel 12 02, Titel 
532 13 nicht gewährt. Aus diesem Titel werden Forschungsarbeiten 
und Untersuchungen finanziert, die sich aus der verkehrspolitischen 
Aufgabenstellung ergeben. 


60. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


Hat die Förschungsgesellschaft für das Straßen- und 
Verkehrswesen e. V. (FGSV) in den letzten fünf 
Jahren vom Bund Mittel aus dem Haushaltstitel 
532 13 (Kapitel 12 02) erhalten? 
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61. Abgeordneter Falls ja, in welcher Höhe und für welche Aufträge? 
Conradi 
(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 

Die Forschungsgesellschaft für das Straßen- und Verkehrswesen e. V. 
(FGSV) hat in den letzten fünf Jahren keine Mittel aus dem Haushalts- 
titel 532 13 des Kapitels 12 02 erhalten. 

Falls nicht, hat die Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen e. V. (FGSV) in die- 
sem Zeitraum außer dem jährlichen Förderbeitrag 
(1 500 DM) vom Bund Mittel aus anderen Haushalts- 
titeln des Einzelplans 12 erhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 

Die Forschungsgesellschaft für das Straßen- und Verkehrswesen e. V. 
(FGSV) hat in diesem Zeitraum Mittel aus Kapitel 12 18 Titel 532 02 
(,, Forschungsprogramm Stadtverkehr“) erhalten, die allerdings dort 
— bis auf einen geringen Betrag für Koordinierungs- und Geschäfts- 
führungsarbeiten — nur einen Durchlauf post en darst eilten und an die 
Unterauftragnehmer abgeflossen sind. Die FGSV war dabei als Projekt- 
träger tätig und hat selbst keine Untersuchungen durchgeführt. Aus dem 
Haushaltstitel 533 62, Kapitel 12 10, wurden ihr ferner die notwendigen 
Ausgaben für die im Aufträge des Bundesministers für Verkehr ausge- 
führten Leistungen für ein Dokument ations- und Informationssystem 
für die Straßenbau- und Straßenverkehrsforschung im Rahmen der 
„Internationalen Dokumentation Straße“ (IRRD) der OECD erstattet. 
In diesem Zusammenhang wird auch auf die Antwort vom 7. Februar 
1984 zu Ihrer Frage Nr. 102 (Drucksache 10/1003) verwiesen. 


62. Abgeordneter 

Conradi 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Umgehungs- 
straße der B 44 bei Bürstadt-Bobstadt aus der Stufe 
1 b (1990 bis 1995) in die Stufe 1 a (1985 bis 1990) 
der Bundesstraßenbauplanung vorzuziehen, und 
wird sie gleichzeitig den schienengleichen Bahnüber- 
gang beim Posten 27 (B44) zwischen Bürstadt-Bob- 
stadt und Biblis beseitigen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 

Der Bau der Umgehungsstraße Bürstadt-Bobstadt und die Beseitigung 
des Bahnüberganges im Zuge der jetzigen B 44 (Posten 27) können 
nicht gleichzeitig zu Lasten des Straßenbauhaushaltes des Bundes 
durchgeführt werden. 

Der Bau der Umgehungsstraße ist in Stufe I des Bedarfsplanes vorge- 
sehen, auf Grund des derzeitigen Planungsstandes - das schon 1971 
von der hessischen Straßenbauverwaltung eingeleitete Raumordnungs- 
verfahren wurde wegen wesentlicher Planänderungen inzwischen zu- 
rückgezogen — aber nicht vor 1990 durchführbar. Das Bauvorhaben 
in den 3. und 4. Fünfjahresplan (1981 bis 1990) vorzuziehen, ist daher 
nicht sinnvoll. Unabhängig davon soll das bereits laufende Planfeststel- 
lungsverfahren zur Beseitigung des Bahnüberganges im Zuge der beste- 
henden B 44 weitergeführt und mit dem Bau möglichst bald begonnen 
werden. 

64, Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den schienenglei- 
Dr. Kübler chen Bahnübergang beim Posten 26 in Bürstadt- 

(SPD) Bobstadt aufrechtzuerhalten, und wird der Bahn- 

hof Bobstadt auch in Zukunft personell besetzt 
sein? 


63. Abgeordneter 

Dr. Kübler 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 

Mit der Ersatzmaßnahme für den Bahnübergang Posten 27 (B 44) im 
Zuge der Bundesbahn-Ausbaustrecke Frankfurt/Main — Mannheim sollte 
aus Sicht der Deutschen Bundesbahn (DB) nach Möglichkeit zugleich 
der Bahnübergang Posten 26 in Bürstadt-Bobstadt beseitigt werden. Die 
Planungen hierzu sind von den beteiligten Baulastträgern noch zu kon- 
kretisieren. 

Wie die DB mitteilt, soll der Haltepunkt Bobstadt auch in Zukunft 
aus verkehrlichen Gründen besetzt bleiben. 


65. Abgeordneter Wie ist der Stand der Arbeiten bei der Fortschrei- 

Amling bung des Bundesverkehrswegeplans, und wann ist 

(SPD) mit entsprechenden Vorlagen zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. März 

Die Vorarbeiten zur Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplanes, 
der gleichzeitig den Rahmen für den Bedarfsplan für die Bundesfern- 
straßen darstellt, erstrecken sich auf Veränderungen der Verkehrsent- 
wicklung sowie auf aktualisierte ökonomische und ökologische Beur- 
teilungen der geplanten Investitionsprojekte. Die dazu notwendigen 
Untersuchungen sind im Gange. Die Bundesregierung beabsichtigt, 
den fortgeschriebenen Bedarfsplan im Jahre 1985 dem Parlament vor- 
zulegen. 

66. Abgeordneter Ist in diesem Zusammenhang eine generelle Über- 

Amling Prüfung und gegebenenfalls auch Ergänzung der im 

(SPD) Bundesverkehrswegeplan 1980 festgelegten Ausbau- 

strecken (ABS) der Deutschen Bundesbahn vorge- 
sehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. März 

Ja. 


67. Abgeordneter 
Amling 
(SPD) 


Ist der Bundesminister für Verkehr bereit, dabei die 
Frage eines mehrgleisigen Ausbaus der schon heute 
überlasteten Hauptstrecke Augsburg— München un- 
ter Berücksichtigung der künftigen Belastungen in- 
folge der im Bau befindlichen Neubau- und Ausbau- 
strecken sowie der zwischenzeitlich konkretisierten 
Nahverkehrsplanung im Raum Augsburg erneut zu 
überprüfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. März 

Im Rahmen der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplanes im Jahre 
1985 wird auch die Schienenverbindung Augsburg— München unter- 
sucht. Hierzu werden derzeit Prognosen über die zu erwartende Ent- 
wicklung des Schienenverkehrs erstellt und von der Deutschen Bundes- 
bahn Planungsvarianten erarbeitet. Erst nach Abschluß dieser Unter- 
suchungen kann auf Grund der dann erforderlichen Volks- und betriebs- 
wirtschaftlichen Bewertungen über Art und Umfang eventueller Aus- 
baumaßnahmen entschieden werden. 

Generell ist festzustellen, daß Maßnahmen, die die Kapazität und Quali- 
tät des Schienenverkehrs erhöhen, zugleich das bestehende Netz ent- 
lasten und damit dessen Leistungsangebot auch im Nahverkehr ver- 
bessern. 
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68. Abgeordneter Welche Lärmschutzmaßnahmen sind vorgesehen, um 
Drabiniok die Anlieger des bereits fertiggestellten Teilstücks 

(DIE GRÜNEN) Hannover -Rethen der Bundesbahn-Neubaustrecke 
Hannover -Würzburg, insbesondere die Anlieger 
innerhalb der Stadt Laatzen, vor dem Schienenver- 
kehrslärm zu schützen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 

Für die an der Neubaustrecke Hannover -Würzburg im Abschnitt 
Hannover — Rethen (Leine) erforderlichen Lärmschutzmaßnahmen 
wird zur Zeit ein Planfeststellungsverfahren durchgeführt. Dabei wird 
angestrebt, durch sorgfältige Abwägung aller Belange ein Einvernehmen 
zu erreichen. Eine verbindliche Aussage über Umfang und Art der ein- 
zelnen Maßnahmen ist erst nach Abschluß des planungsrechtlichen 
Verfahrens möglich. 


69. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt sollen Lärmschutzmaß- 

Drabiniok nahmen für die Anlieger der Bundesbahnstrecke 

(DIE GRÜNEN) Frankfurt/Main -Mannheim innerhalb der Stadt 
Mörfelden-Walldorf gebaut bzw. eingerichtet wer- 
den? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 

Im Rahmen der Ausbaustrecke der Deutschen Bundesbahn (DB) 
Frankfurt/Main -Mannheim ist u. a. eine Linienverbesserung in Mör- 
felden-Walldorf vorgesehen. Durch eine derartige Änderung der Strek- 
kenführung kann die Notwendigkeit von Lärmschutzmaßnahmen 
begründet sein. 

Wegen der noch laufenden konzeptionellen Untersuchungen zur Ver- 
besserung der Leistungsfähigkeit für die Relation Frankfurt/Main — 
Mannheim ist die Realisierung der Linienverbesserung von der DB 
jedoch zurückgestellt worden. Erst wenn konkrete Vorstellungen 
über die baulichen Maßnahmen der DB in Mörfelden-Walldorf be- 
stehen, sind auch Aussagen zu gegebenenfalls erforderlichen Lärm- 
schutzmaßnahmen möglich. 


70. Abgeordneter 
Schröer 
(Mülheim) 
(SPD) 


Trifft es zu, daß bei der Deutschen Bundesbahn 
Überlegungen angestellt werden, die Bahnverbin- 
dung Mülheim— Styrum nach Duisburg-Ruhrort stül- 
zulegen, obwohl diese Verbindung für viele Mülhei- 
mer und Duisburger Arbeitnehmer die einzige Mög- 
lichkeit ist, ihren Arbeitsplatz mit öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 

Die Strecke Mülheim-Styrum — Duisburg-Ruhrort gehört zum Ver- 
kehrsverbund Rhein — Ruhr (VRR), der nach Verbundvertrag das 
Leistungsangebot vorgibt. Der VRR stellt z. Z. Überlegungen über 
die künftige Bedienungsform auf dieser Verbindung an. Hiervon wird 
eine Entscheidung der Deutschen Bundesbahn, den Schienenpersonen- 
nahverkehr dieser Strecke gegebenenfalls in einem gesetzlichen Ver- 
fahren zur Diskussion zu stellen, abhängig sein. 


71. Abgeordneter 
Bindig 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung ein Konzept zur 
Verkehrsreduzierung im Uferbereich am westlichen 
Teü des Bodensees, welches im wesentlichen aus fol- 
genden Komponenten besteht: Verlegung der jetzi- 
gen B 31 vom See auf die Höhe in Form der B 31 
neu (Stockach -Überlingen), Führung der B 313 
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von Sigmaringen über Stockach an Espasingen vor- 
bei bis Radolfzell zur B 33 (bisher B 34), Ende der 
B 34, die von Lörrach/ Waldshut kommt, in Singen 
und Abstufung der heutigen Bundesstraßenabschnit- 
te der B313 im Raum Espasingen, der B 34 bei 
Espasingen bis Ludwigshafen und der B 3 1 Stock- 
ach — Ludwigshafen — Sipplingen — Überlingen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 

Mit dem geplanten Neubau der Bundesstraßen 

- B 31 Stockach— Überlingen 

- B 33 n Singen -Radolfzell -Allensbach/West und 

- B313 Ortsumgehung Espasingen 

ist eine wesentliche Entlastung der bisherigen Bundesstraßenzüge und 
damit der betroffenen Städte und Gemeinden am westlichen Boden- 
seeufer zu erwarten. 

Nach dem Vollzug des Neubaus der oben angeführten Bundesstraßen 
wird eine Neuordnung (Ab- bzw. Umstufung) des Bundesstraßennetzes 
in diesem Raum notwendig. Dieses Konzept ist zwischen der Straßen- 
bauverwaltung des Landes Baden-Württemberg und dem Bundesver- 
kehrsministerium noch im einzelnen abzustimmen. 


72. Abgeordneter 
Bindig 
(SPD) 


Für wie hoch schätzt die Bundesregierung zur Fun- 
dierung ihrer mittel- und langfristigen politischen 
Entscheidungen im Verkehrsbereich den zukünftig 
zu erwartenden Kraftfahrzeuggesamtbestand (und 
für die Kraftfahrzeughauptbestandsgruppe) für die 
Jahre 1990 bis zum Jahre 2030 (im Zehnjahresab- 
stand) bei einer Bevölkerungsentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland nach dem Kombina- 
tionsmodell IC (vgl. Drucksache 10/863 S. 7), wo- 
nach die Gesamtbevölkerung (deutscher und aus- 
ländischer Bevölkerungsanteil) von 61,55 Millionen 
(1. Januar 1983) über rund 59,14 Millionen im Jahr 
2000 bis auf rund 45,74 Millionen im Jahr 2030 zu- 
rückgeht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 


Die Bundesregierung verfügt über Kraftfahrzeug-Bestandsprognosen 
nur im Zusammenhang mit der Bundesverkehrswegeplanung. Nach 
einer neueren umfassenden Verkehrsprognose der Prognos AG wird 
für den Personenwagen-Bestand insgesamt in einer oberen Alternative 
die Zunahme auf 28,5 Millionen (1990) und 31,5 Millionen (2000), 
in einer unteren Alternative die Zunahme auf 26,1 Millionen (1990) 
und 28,4 Millionen (2000) erwartet. Differenzierungen nach Haupt- 
bestand sgruppen sowie Prognosen über das Jahr 2000 hinaus liegen 
nicht vor. Aus Gründen des methodischen Gesamt Zusammenhanges 
der Prognose geht die Prognos AG von eigenständigen Bevölkerungs- 
prognosen aus, die allerdings in den zentralen Annahmen dem Modell 
I/C in den Berichten über die Bevölkerungsentwicklung in der Bundes- 
republik Deutschland ähnlich sind. Würde man von der Personenkraft- 
wagen-Dichte (Personenkraftwagen je Einwohner) nach Prognos AG 
und der Wohnbevölkerung 2000 nach Modell I/C ausgehen, ergäbe 
sich im Jahre 2000 ein Personenkraftwagen-Bestand von 30,8 Mil- 
lionen. 


73. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung an dem geplanten Auto- 
bahnzubringer Marsberg— Essentho —Meerhof (A44) 
fest, und wie ist der aktuelle Stand der Planungen 
bzw. Bauvorbereitungen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 

Der geplante Autobahnzubringer Marsberg-Essentho-Meerhof (A44) 
im Zuge der L 817/L 549 liegt in der Zuständigkeit des Landes Nord- 
rhein-Westfalen. Nach Mitteilung der Straßenbauverwaltung Nordrhein- 
Westfalen ist der Vorentwurf genehmigt, der Bauentwurf soll im näch- 
sten Jahr aufgestellt werden. Die Maßnahme ist im Ausbauplan des 
Landes nicht enthalten. 


74. Abgeordneter Welches Verkehrsaufkommen wird für den genann- 
Müntefering ten Autobahnzubringer Marsberg— Essentho -Meer- 

(SPD) hof prognostiziert, und hat dieser Straßenabschnitt 

besondere militärische Bedeutung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 

Das prognostizierte Verkehrsaufkommen (DTV 1990) liegt bei 1 700 
bzw. 1 800 Kraftfahrzeuge/24 Stunden. Die Bundeswehr wird den 
Zubringer - wie jede andere Straße - im Rahmen ihres Bedarfs nutzen; 
eine besondere militärische Bedeutung hat der Zubringer nicht. 


75, Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Seit wann ist die Bundesstraße 42 im Abschnitt Linz 
bis Landesgrenze Rheinland-Pfalz und Nordrhein- 
Westfalen für den hoch wasserfreien Ausbau in der 
Dringlichkeitsstufe I a, und ist an eine Abstufung ge- 
dacht wegen der immer wieder veränderten Trassen- 
führung, wodurch eine erneute Verzögerung der 
dringend notwendigen Ausbaumaßnahmen unver- 
meidlich wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 


Die Aufteilung der Stufe I des Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen 
in Baubeginn vor 1990 (Baustufe 1 a) und nach 1990 (Baustufe Ib) 
wurde in den Jahren 1981/1982 vorgenommen. Die nächste Über- 
prüfung des Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen erfolgt im Jahre 
1985. Es wird auch weiterhin angestrebt, den Ausbauabschnitt der 
B 42 nördlich von Linz bis zur Landesgrenze Rheinland-Pfalz/Nord- 
rhein-Westfalen in die höchste Dringlichkeit einzustufen. 


76. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Wann ist damit zu rechnen, daß die Planungen für 
den Ausbau der Bundesstraße 42 im Abschnitt 
Linz bis Landesgrenze Rheinland-Pfalz und Nord- 
rhein-Westfalen abgeschlossen werden, und wann 
ist mit dem Beginn der Ausbaumaßnahmen zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 


Die Planungen für den Ausbau der B 42 nördlich von Linz bis zur 
Landesgrenze Rheinland-Pfalz/Nordrhein-Westfalen befinden sich ent- 
weder in der Abstimmung mit den betroffenen Gemeinden oder im 
Planfeststellungsverfahren. Über den Zeitpunkt der Rechtskraft der 
einzelnen Maßnahmen und damit über einen möglichen Baubeginn 
können derzeit keine Aussagen gemacht werden. 


77. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Wann kann mit einer Erbreiterung der Bundesbahn- 
überführungen über die Bundesstraße 62 gerechnet 
werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 

Von vier Bundesbahnüberführungen, die im Zuge der B 62 noch auf- 
geweitet werden sollen, wird zur Zeit das Bauwerk bei Büdenholz um- 
gebaut und soll noch 1984 fertiggestellt sein. Es ist vorgesehen, an- 
schließend die übrigen Aufweitungen entsprechend den planungsrecht- 
lichen und finanziellen Voraussetzungen in Angriff zu nehmen. 


78. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD), 


Wann ist mit dem Beginn der Baumaßnahmen an 
der Kreuzung bzw. Abzweigung der Bundesstraßen 
62 und 256 in Roth zu rechnen, und welche Hinder- 
nisse stehen der Errichtung entgegen, nachdem 
schon vor fünf Jahren ein baldiger Baubeginn in 
Aussicht gestellt worden ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 


Nach Auskunft der rheinland-pfälzischen Straßenbauverwaltung soll 
der Planfeststellungsbeschluß für den Ausbau des Knotenpunktes 
B 62/B 256 in Roth (Kreis Altenkirchen) in Kürze erlassen werden. 
Die Möglichkeit einer Klage ist jedoch nicht auszuschließen. Lang- 
wierige Verhandlungen haben bisher immer wieder zu Verzögerungen 
im Planfeststellungsverfahren geführt. Es wird angestrebt, nach Vor- 
liegen der Rechtskraft mit dem Bau zu beginnen. 


Inwieweit ist sichergestellt, daß nach Beendigung 
des Planfeststellungsverfahrens für den Bau einer 
Straßenbrücke im Zuge der B 207 über die Eisen- 
bahnlinie Hamburg -Berlin unverzüglich mit dem 
Bau gegonnen werden kann, und welche Aussichten 
bestehen, daß unmittelbar nach dem Bau der Brücke 
die nördliche Umgehung der Stadt Schwarzenbek 
in Angriff genommen werden kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 

Die Bauarbeiten für die Beseitigung des Bahnüberganges im Zuge der 
B 207 in Schwarzenbek können nach Abschluß des Planfeststellungs- 
verfahrens umgehend anlaufen, da nach den derzeitigen Dispositionen 
die Finanzierung der 'Maß nähme sichergestellt ist. 

Für die Ortsumgehung Schwarzenbek (B 209), die keinen räumlichen 
und funktionalen Zusammenhang mit der vorgenannten Maßnahme 
hat, ist nach Vorliegen der baurechtlichen Voraussetzungen (Abschluß 
der Entwurfsarbeiten und des Planfeststellungsverfahrens) ebenfalls 
ein baldiger Baubeginn anzustreben. Die Finanzierungsmöglichkeit 
muß zu gegebener Zeit noch im einzelnen geprüft werden. 


79., Abgeordneter 

Kuhlwein 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeidewesen 


80. Abgeordneter Wie viele Personenkraftwagen und Lastkraftwagen 
Weirich besitzt die Deutsche Bundespost? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 19. März 

Die Deutsche Bundespost besitzt 47 610 Personenkraftwagen und 
37 625 Lastkraftwagen (Stand: September 1983). 
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81. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die in den Jahren 1980, 1981, 1982 
und 1983 registrierten Unfallschäden und die da- 
durch notwendigen Reparaturkosten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 19. März 


Zahl der Unfälle mit Kraftfahr- 
zeugen der Deutschen 
Bundespost 

1980 49 468 

1981 53 793 

1982 50868 

1983 46979 


Höhe der Reparaturkosten an den 
Kraftfahrzeugen der Deutschen 
Bundespost 

28718850 DM 
34 295 635 DM 
36 570 653 DM 

Die Angaben liegen noch nicht vor. 


82. Abgeordneter Können diese Unfallschäden näher spezifiziert wer- 

Weirich den, wie etwa Zahl und Höhe der Schäden beim 

(CDU/CSU) Rückwärtsfahren und Einparken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 19. März 

ln der Statistik über Unfälle mit Kraftfahrzeugen der Deutschen Bun- 
despost (DBP) wird nur die Zahl der Unfallursachen der Unfälle ausge- 
wiesen, die von den Kraftfahrzeug-Führern der DBP verursacht wurden. 
Diese Statistik stelle ich Ihnen bei Bedarf gerne zur Verfügung. Die 
Höhe der Schäden bei den Einzelunfallursachen wird nicht erfaßt. 

83. Abgeordneter Werden die Reparatur arbeiten nach Unfallschäden 

Weirich in privaten Kraftfahrzeug-Werkstätten oder in post- 

(CDU/CSU) eigenen Einrichtungen vorgenommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 19^ März 

Die Dienststellen der Deutschen Bundespost sind angewiesen, Schäden 
an Kraftfahrzeugen, die aus Unfällen mit Beteiligung Fremder herrüh- 
ren, grundsätzlich in privaten Kraftfahrzeug-Werkstätten beseitigen zu 
lassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


84. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
Dr.-Ing. Kansy bei der Neukonzeption der Förderung des selbst- 
(CDU/CSU) genutzten Wohneigentums Anreize zum kosten- 

und flächensparenden Bauen zu geben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 21. März 

Die Bundesregierung hat durch Pilotprojekte die Diskussion über 
kosten- und flächensparende Bauweise angeregt. Die intensive Fach- 
diskussion über diesen Themenschwerpunkt hat inzwischen zu einer 
beachtlichen Anzahl von Projekten des kosten- und flächensparenden 
Bauens geführt, an denen sich Länder, Gemeinden, Unternehmen und 
Verbände beteiligt haben. 

Bei der Neukonzeption der Förderung des selbstgenutzten Wohn- 
eigentums geht es im wesentlichen um die Neugestaltung des steuer- 
lichen Förderungsinstrumentariums. Gewisse Anreize zum kosten- 
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und flächensparenden Bauen gehen in diesem Bereich von den Höchst- 
grenzen der abzugsfähigen Herstellungskosten in § 7b Einkommen- 
steuergesetz aus. 

An solchen Höchstgrenzen soll im Grundsatz festgehalten werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers fOr 
Forschung und Technoiogie 


85. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der funktionierenden bzw. 
Dr. Warrikoff nicht mehr funktionierenden Satelliten, die bisher 

(CDU/CSU) unter finanzieller Beteiligung der Bundesrepublik 

Deutschland in den Weltraum transportiert wurden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 21. März 

Von Mai 1967 bis November 1983 wurden 35 Raumflugkörper (Satel- 
liten, Raumsonden, SPACELAB, Raumplattformen) unter finanzieller 
Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland in den Weltraum ge- 
schossen, davon sind zwölf noch in Betrieb, zwei wiederverwendbar 
(SPACELAB, Raumplattform SPAS 01). 


86. Abgeordneter Welches sind nach Erkenntnissen des Bundesmini- 
Dr. Warrikoff steriums für Forschung und Technologie die Gründe 
(CDU/CSU) für die Beendigung des Dienstes bei den einzelnen 

nicht mehr funktionierenden Satelliten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 21. März 

Bei den 2 1 nicht mehr funktionierenden Raumflugkörpern liegen fol- 
gende Gründe für das Betriebsende vor: 

Sechs konnten infolge von Startfehlern nicht in Betrieb genommen 
werden; zwei Starts waren versichert. Zwölf Raumflugkörper erreich- 
ten ihre geplante Lebensdauer, die meisten überschritten sie anschlie- 
ßend erheblich. Sieben dieser Raumflugkörper verglühten, vier wurden 
abgeschaltet, hierunter SYMPHONIE 1 nach fast neun Jahren Lebens- 
dauer bei fünf Jahren Entwurfslebensdauer, der zudem aus dem geo- 
stationären Orbit zur Entlastung und Entsorgung dieses Orbits in eine 
höhere Bahn gehoben wurde. Ein (HELIOS B) stellte die Datenüber- 
tragung nach mehr als dreifacher Entwurfslebensdauer ein. Drei Raum- 
flugkörper erreichten die geplante Lebensdauer nicht ganz, zwei davon 
verglühten, ein (AZUR) stellte nach Dreivierteln der Entwurfslebens- 
dauer die Übertragung der gespeicherten Daten infolge Defektes des 
Bord-Bandgerätes ein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit 


87. Abgeordneter 

Verhcyen 

(Bielefeld) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Finanzmittel hat der Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit im Rahmen der 
„Förderung der politischen Bildung“ (685 10) für 
entwicklungspolitische Filme (Produktion, Erwerb 
von Rechten, Kopienherstellung und Verbreitung) 
im Jahre 1984 eingeplant, und wie hoch waren 
diese Mittel für 1983? 


36 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1172 


Antwort des Staatssekretärs Lengl 
vom 16. März 

Die interne unverbindliche Ausgabenplanung für Titel 23 02/685 10 
(Förderung entwicklungspolitischer Bildung) sieht im laufenden Jahr 
328 000 DM für audiovisuelle Medien vor. Die tatsächlichen Ausgaben 
werden sich nach dem Angebot an Filmen richten, die für eine aktuelle 
entwicklungspolitische Bildungsarbeit vorrangig gegenüber breiten 
Bevölkerungsschichten geeignet erscheinen. Die entsprechenden Aus- 
gaben 1983 betrugen 282 830,19 DM. 


88. Abgeordneter 

Verheyen 

(Bielefeld) 

(DIE GRÜNEN) 


Plant das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit den Ankauf des Filmes „Wir und 
die Dritte Welt“, angereichert durch ein Interview 
mit dem Bundesminister Dr. Warnke, welches eigens 
erstellt und dem Film im nachhinein beigefügt wird? 


Antwort des Staatssekretärs Lengl 
vom 16. März 


Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit plant den 
Ankauf dieses Films. Den zahlreichen Interviews in diesem Film wurde 
eine kurze Erklärung von Bundesminister Dr. Warnke als dem für diesen 
Bereich zuständigen Mitglied der Bundesregierung hinzugefügt, was auf 
die Verantwortung des Staates in der Entwicklungspolitik, auch im 
Hinblick auf die Leistungen des deutschen Steuerzahlers, hinweisen soll. 


89. Abgeordneter Wie hoch waren die zusätzlichen Kosten für dieses 
Verheyen Interview, und welcher Teil des Filmoriginals wurde 

(Bielefeld) dafür herausgenommen? 

(DIE GRÜNEN) 

Antwort des Staatssekretärs Lengl 
vom 16. März 

Die Kosten für dieses Interview von einer Minute und 1 5 Sekunden in 
dem 42 Minuten und 26 Sekunden laufenden Film betragen bei Kilo- 
meter- und Tagegeldern für zwei Personen, Filmmaterial einschließ- 
lich Entwicklung der Farb-Arbeitskopien, Überspielen auf Perfoband, 
Honoraren und Gerätebereitstellung für Licht, Ton und Bild insgesamt 
760 DM. Das Interview von Bundesminister Dr. Warnke trat an die 
Stelle von einer der zwei in dem Film enthaltenen Erklärungen des ehe- 
maligen Weltbankpräsidenten McNamara. 


Bonn, den 23. März 1984 
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